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Alles unter Kontrolle

Droht erneut ein Krieg um Öl? Foto Wiki Commons

Beim Schreiben dieser Zeilen (16.03.2011) ist die Lage im japanischen
Atomkraftwerk Fukushima äusserst kritisch und es ist nicht abzusehen,
ob es gelingen wird, die Reaktoren wieder unter Kontrolle zu bringen. Zu
hoffen ist jedoch, dass jetzt, wenn Sie diese Zeilen lesen, das Horror-
szenario nicht eingetreten ist, dass es den Japanern gelungen ist, das
Allerschlimmste, den Super-GAU zu verhindern.

Erinnern wir uns an die ersten Tage nach dem verhehrenden Erdbeben.
Mit offiziellen Verlautbarungen der AKW Betreibergesellschaft Tepco
wurde alles unternommen, um die Menschen zu beruhigen. Zuerst: Die
automatische Notabschaltung hat funktioniert – alles unter Kontrolle.
Dann: Ausfall des ersten Kühlsystems, Notsysteme zugeschaltet – alles
unter Kontrolle, keine Gefahr. Weiter: Brand in einem Gebäude, prophy-
laktische Evakuierung der Bevölkerung – keine Gefahr. Explosion eines
Reaktorgebäudes, Austritt von Radioaktivität – für Menschen ungefähr-
lich wenig, und so weiter und so fort. Im Moment befinden sich die Tech-
niker in einem Wettlauf mit der Zeit. Eine Kernschmelze droht.

Während wir mit Bangen und Hoffen nach Japan schauen, hören wir
unterdessen von den hiesigen AKW-Betreibern bereits die üblichen be-
ruhigenden Worte. Unsere AKWs sind erdbebensicher, sie genügen ei-
nem gängigen, sehr hohen Sicherheitsstandard, etc. etc. Frage: Haben
genau das die japanischen Betreiber vorher nicht auch so gesagt?

Zum Nachdenken sei einmal ein Kaiser zitiert. Kaiser Akihito sagte in
seiner Fernsehansprache unter anderem, die Probleme mit den japani-
schen AKWs seien nicht vorhersehbar gewesen.

Wir meinen: Was nicht vorhersehbar ist, hat man nicht unter Kontrolle
und gehört weg! Dies gilt insbesondere auch für alle notabene «erdbe-
bensicher» gelagerten Atomwaffen.

Bitte unterstützen Sie unseren Kampf gegen den Atomtod.
Schweizerische Friedensbewegung SFB, 4001 Basel, PC 40-1627-7

Ruedi Moser, Sekretär SFB

Libyen: Die NATO, der Krieg, die Lüge und die Geschäfte

Für sofortigen Frieden
Wir sind gegen den inneren Krieg in Libyen, für den sofortigen Frieden und für
die volle Respektierung des Lebens und der Rechte aller Bürger, ohne ausländi-
sche Einmischung, die nur zur Verlängerung des Konflikts führen und den Inter-
essen der NATO dienen wird.

Von Fidel Castro

Wie einige wissen, hat Muammar al-
Gaddafi, ein arabisch-beduinischer
Militär von eigentümlichem Charak-
ter und von den Ideen des ägyptischen
Führers Gamal Abdel Nasser inspi-
riert, im September 1969 eine Bewe-
gung innerhalb der Streitkräfte geför-
dert, die König Idris I. von Libyen
stürzte.

In einer beduinischen nomadischen
Schäferfamilie in der Wüste der Regi-
on Tripolis geboren, war Gaddafi ein
grosser Gegner des Kolonialismus.
Sogar die Gegner von Gaddafi versi-
chern, dass er sich als Student durch
seine Klugheit auszeichnete. Wegen
seiner antimonarchischen Aktivitäten
wurde er vom Lyzeum verwiesen. Es
ist ihm gelungen, sich in einem ande-
ren Lyzeum einzuschreiben und spä-
ter, mit 21 Jahren, an der Universität
von Bengasi sein Jurastudium abzu-
schliessen. Danach trat er in die Mi-
litärschule von Bengasi ein, in der er
die so genannte Geheime Bewegung
der Freien Offiziere gründete. Er
beendete sein Studium an einer briti-
schen Militärakademie.

Diese Vorgeschichte erklärt den be-
achtlichen Einfluss, den er später in
Libyen und auf andere politische Füh-
rer hatte, ob sie heute nun für oder ge-
gen Gaddafi sind.

Er hat sein politisches Leben mit
unbestreitbar revolutionären Taten be-
gonnen.

Im März 1970, nach massiven nati-
onalistischen Demonstrationen, er-

reichte er den Abzug der britischen
Soldaten aus seinem Land, und im
Juni räumten die Vereinigten Staaten
den grossen Luftwaffenstützpunkt in
der Nähe von Tripolis und übergaben
ihn Militärberatern aus Ägypten, ein
mit Libyen verbündetes Land.

Extremistische Theorien
1970 sind einige westliche Öl- und
Bankgesellschaften mit ausländi-
schem Kapitalanteil durch die Revo-
lution beeinträchtigt worden. Ende
1971 erlitt die berühmte British Petro-
leum das gleiche Schicksal. Im Agrar-
sektor wurden alle italienischen Güter
beschlagnahmt, die Siedler und deren
Angehörigen aus Libyen verwiesen.

Der staatliche Eingriff zielte auf die
Kontrolle der Grossunternehmen ab.
Die Produktion erreichte ab diesem
Zeitpunkt eins der höchsten Niveaus
der arabischen Welt. Glücksspiele und
Alkoholgenuss wurden verboten. Der
juristische Status der Frau, durch Tra-
dition begrenzt, wurde erhöht.

Der libysche Führer verstrickte sich
in extremistische Theorien, die sich
sowohl dem Kommunismus als auch
dem Kapitalismus entgegen stellten.
Das war eine Phase, in der sich Gad-
dafi der Theoretisierung widmete, die
es sich nicht lohnt, in diese Analyse
einzubeziehen. Erwähnenswert ist
lediglich, dass im Ersten Artikel der
Verkündung der Verfassung des Jah-
res 1969 der «sozialistische» Charak-
ter der «Grossen Sozialistischen Li-
bysch-Arabischen Volksrepublik»
festgeschrieben wurde.

Ich möchte betonen, dass die Men-
schenrechte für die Vereinigten Staa-
ten und deren Verbündete in der
NATO niemals von Interesse waren.

Die USA beabsichtigen jetzt, die
Ereignisse um das kreisen zu lassen,
was Gaddafi getan hat oder nicht, weil
sie es für nötig halten, militärisch in
Libyen zu intervenieren und der revo-
lutionären Welle, die in der arabischen
Welt ins Rollen gekommen ist, einen
Schlag zu versetzen. Bis jetzt hat man
kein Wort verlauten lassen, man hat
Stillschweigen bewahrt und Geschäf-
te gemacht.

Anfang 2003 hat der Sicherheitsrat
der UNO die Sanktionen von 1992
gegen Libyen angesichts der Unter-
zeichnung des Wirtschaftsabkom-
mens über Entschädigungen zwischen
Libyen und den Antrag stellenden
Ländern, d.h. dem Vereinigten König-
reich und Frankreich, aufgehoben.

Eifriges Klinkenputzen
Noch vor Ende des Jahres 2003 kün-
digten Bush und Tony Blair eine Ver-
einbarung mit Libyen an, ein Land,
das den Geheimdienstexperten des
Vereinigten Königreiches und Was-
hington die Unterlagen über seine
Programme nicht konventioneller
Waffen sowie über die ballistischen
Raketen mit einer Reichweite von
über als 300 km übergeben hat. Beam-
te aus beiden Ländern hatten bereits
mehrere Einrichtungen besucht. Das
war das Ergebnis mehrmonatiger Ge-
spräche zwischen Tripolis und Was-
hington, wie Bush selbst enthüllte.

Gaddafi hat seine Abrüstungsver-
sprechen erfüllt. In wenigen Monaten
hat Libyen die fünf Scud-C-Raketen-
einheiten mit einer Reichweite von
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Liebe Leserin, lieber Leser

Das Dilemma des Abschlussredaktors
vor dem Redaktionsschluss, wenn
sich die Ereignisse überstürzen und
die Zeitung erst zehn Tage später in
die Hände ihrer Leser gelangt. Was ist
dann noch aktuell, was hat sich über-
holt, in Japan beispielsweise, in Liby-
en hauptsächlich?

Lassen wir Japan aussen vor. Zwar
geht es auch dort letztlich um eine
menschengemachte Katastrophe.
Immerhin aber ist eine Schadensbe-
grenzung, sofern noch von Begren-
zung gesprochen werden kann, zur
Zeit der Drucklegung im Gang. Und
die grösste Schadensbegrenzung wird
ohnehin in der Eliminierung sämtli-
cher AKW's dieser Erde bestehen –
und dieser Kampf ist auch in zehn Ta-
gen noch aktuell.

Was nun aber mit Libyen? Die ers-
ten Bomben sind gefallen und damit
der Startschuss zu einem neuen Raub-
zug auf Bodenschätze. Nicht um
Menschenrechte geht es, sondern um
Schürfrechte. Da genügt ein Blick auf
die Kumpanei, die sich hier gefunden
hat: Ein französischer Kaspar, der
sich seinen Wahlkampf von Libyen fi-
nanzieren liess und dessen Zunge
noch heute nach dem Hintern von
Gaddafi riecht. Ein widerlicher Duce
von Mafias Gnaden. Britische Folter-
knechte. Und im Hintergrund das
Pentagon, das verantwortlich ist für
eine Million toter Iraker und Tausen-
der Afghanen – um nur zwei Beispiele
zu nennen.

Und wer dient ihnen zu? Nach bis-
herigen Berichten sollen die beiden
arabischen Länder Qatar und Saudi-

Arabien an den Militäreinsätzen ge-
gen Libyen teilnehmen. Qatar! Ein
Musterland der Demokratie und der
Menschenrechte. Staatsreligion Is-
lam. Scharia als oberstes Gesetz. Ein
Emir, der Inhaber sowohl der legislati-
ven wie der exekutiven Gewalt ist.
Kein Parlament. Parteien sind verbo-
ten. Und Saudi-Arabien? Das Land
belegt bekanntlich den Spitzenplatz
als menschenverachtendste Diktatur
im gesamten arabischen Raum.

Menschenrechte? Das Lachen
bleibt einem im Hals stecken.

Wir sind uns wohl alle einig, dass
das libysche Volk etwas besseres ver-
dient hat als das gegenwärtige Re-
gime. Dieses «Bessere» ist aber kaum
je auf Bomben daher geflogen gekom-
men. Die vermeintliche Befreiung à la
Sarkozy & Co. bringt neue Knecht-
schaft, Unterwerfung unter die Inter-
essen der Bomber statt Selbstbestim-
mung und Souveränität.

Es gibt Alternativen zum Kriegsein-
satz: Von der Verhinderung von
Waffenlieferungen bis zum weiteren
Einfrieren von Vermögen. Eine mili-
tärische Intervention hingegen, so die
Ärzte gegen den Atomkrieg (IPPNW)
werde den libyschen Konflikt auf eine
internationale Ebene heben «und die
Versuche einer friedlichen Verhand-
lungslösung» erheblich belasten.

Wir Friedensbewegte tun gut daran,
Lehren aus der jüngsten Geschichte
zu ziehen, statt uns vorschnell hinter
Interventionen zu stellen. Und einmal
mehr müssen wir uns fragen: Was
nützt wem?

Martin Schwander
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Zu den Veränderungen in Nordafrika

Die Revolution und ihre falschen Partner
Der Westen ist von der Revolution in Tunesien und Ägypten auf dem falschen
Fuss erwischt worden. Die Regierungen der USA und der EU mussten sie be-
grüssen, das verlangte ihr eigener demokratischer Anspruch. Sie taten es auch,
offensichtlich ohne schlechtes Gewissen, aber eher zögernd und verklemmt.
Denn grösser als ihre Freude war sogleich die Angst um die Stabilität dieser
geostrategisch so wichtigen und labilen Region.

Von Norman Paech

30 Jahre lang hatten die Regierungen
der USA und der EU die Diktaturen
im Norden Afrikas mit Waffen und
Geld gefüttert, damit sie die Öl- und
Gasversorgung sicherten und Israels
Kolonisierung der Palästinenser nicht
störten. Sie hatten sich auf eine
Herrschaftsschicht gestützt, die ein
eisernes Dreieck von Politik, Wirt-
schaft und Militär bildete und eine ri-
gorose Ausbeutung der eigenen Be-
völkerung betrieb. Und diese neue
Klasse von Grosskapitalisten stützte
sich wiederum auf ihre «Partner» im

Ausland, die sie mit allem versorgten,
was sie zur Sicherung und zum unge-
störten Genuss ihres Reichtums
brauchte. Wer hier je von Korruption
der Regime sprach, weiss spätestens
jetzt, wem er sie vorwerfen musste.

Fassadenkosmetik der
Wendigen
Vier Tage hat es gedauert, um Tune-
siens Ben Ali vom Thron zu holen,
nach 18 Tagen gab schliesslich Mu-
barak auf. Doch wird es gelingen, das
System der Herrschaft zu stürzen?
Wir sind weder im Jahr 1789 noch
1917 oder 1989. Der entscheidende
unter vielen Unterschieden ist, dass
dieses System nach wie vor eine feste
Verankerung bei seinen alten «Part-
nern» in den USA und der EU hat.
Und die sind schon wieder dabei, an
dem System zu arbeiten, seine Fassa-
de zu säubern und von innen zu stabi-
lisieren. Da wird zwar die Partei des
Ben Ali aus der «Sozialistischen In-
ternationale» geworfen (was qualifi-
zierte sie jemals für ihre Mitglied-
schaft?), aber die Finanzierung der
Hälfte des ägyptischen Militärbudgets

durch die USA mit 1,3 Milliarden US-
Dollar, mit denen auch Polizei und
Geheimdienste bezahlt werden, ist
nicht in Frage gestellt. Die ägyptische
Verfassung ist zwar ausser Kraft ge-
setzt, aber das Notstandsgesetz von
1958 und der Ausnahmezustand seit
1967, die die Verfassung schon weit-
gehend beseitigt haben, sind immer
noch in Kraft. Das ägyptische Militär,
immer loyal gegenüber seinem ehe-
maligen Präsidenten, hat sich zwar
den Demonstranten gegenüber neutral
verhalten, aber wird es die Macht an
die zivile Opposition übergeben,
wenn Omar Suleiman, Vizepräsident,

Chef des Geheimdienstes, ein Mann
des Militärs mit Ausbildung in der
Sowjetunion und den USA und einer
der schlimmsten Folterer, gemeinsam
mit dem Hohen Militärrat tagt?

Was haben wir von der Wendigkeit
des europäischen Beauftragten für
den Nahen Osten, Tony Blair, zu hal-
ten, der kurz zuvor noch Mubarak
lobte, er sei «enorm mutig und eine
Kraft für das Gute», und nach dessen
Rücktritt verkündete, dass dies «ein
zentrales Moment für die Demokratie
im Nahen Osten» sein könnte?
Wikileaks hat jetzt einige Depeschen
aus der US-Botschaft in Kairo von
2009 veröffentlicht, aus denen hervor-
geht, dass die US-Regierung voll
darüber im Klaren war, dass das
Mubarak-Regime seine Herrschaft
mit den Mitteln des Terrors sicherte.
Die Botschaft berichtete nach Was-
hington, «dass es buchstäblich Hun-
derte von Folteropfern pro Tag allein
in den Polizeistationen Kairos gibt».
Sie zitierte «Dauerbefehle des Innen-
ministers zwischen 2000 und 2006 an
die Polizei, auf Richter zu schiessen,
sie zu schlagen und zu demütigen, um

die Unabhängigkeit der Justiz zu un-
terminieren». Nichts spricht dafür,
dass die britische Botschaft über sol-
che Zustände nicht nach London be-
richtet hätte. (...)

Eine Zumutung für die
neue Gesellschaft
Man kann der neuen Gesellschaft nur
raten: Hände weg von solchen alten
Partnern, sie ziehen euch in den alten
Sumpf zurück, wo derzeit 20 Prozent
der Bevölkerung mit zwei Dollar pro
Tag auskommen müssen. Vor den
Flüchtlingen ziehen sie die Zugbrü-
cken ihrer Festung hoch und sichern
sie mit den Wachhunden der Frontex.

Die einzigen Stimmen, die offen ihr
Missfallen über den Aufbruch der De-
mokratie bekunden, kommen aus der
israelischen Regierung. Zu Recht,
denn sie haben mit Mubarak einen
verlässlichen Verbündeten ihrer Be-
satzungspolitik verloren. Verlässlich,
weil er dafür bezahlt wurde. Wiki-
leaks förderte eine weitere Depesche
der US-Botschaft ans Licht, in der die
1,3 Milliarden Dollar US-Zuschuss
für den ägyptischen Militärhaushalt
als «unantastbare Kompensation» für
Frieden mit Israel bezeichnet wurden.
Es gab eine fast tägliche Abstimmung
zwischen den Geheimdiensten der
Nachbarn und eine gemeinsame Devi-
se in der Behandlung Gazas: «Hun-
gern aber nicht verhungern lassen».
Um die einzige Verbindung der gefan-
genen Bevölkerung zur Aussenwelt,
die Tunnel, auch noch zu verschlies-
sen, hatte Ägypten 2009 begonnen,
eine 11 Kilometer lange und 18 Meter

Poster von Tim Simons. Quelle: timsimonsgraphics.net

tiefe Stahlmauer abzusenken. Diese
Kollaboration, so hoffen die Palästi-
nenser, gehört der Vergangenheit an.
Wenn selbst ein Liberaler, Ayman
Nour, der Vorsitzende der el-Ghad-
Partei, die im Network of Arab
Liberals engste Beziehungen zur
Friedrich-Nauman-Stiftung hat, for-
dert, dass der Friedensvertrag von
1979 neu verhandelt werden müsse,
dann weiss auch Jerusalem, dass eine
neue Zeit angebrochen ist.

Israel hat seine beiden einzigen
Friedensverträge mit Diktatoren ge-
schlossen, Anwar Al-Sadat und König
Hussein. Die «einzige Demokratie»
im Nahen Osten kann sich offensicht-
lich nur mit Diktaturen arrangieren,
was über den Zustand dieser Demo-
kratie nichts Gutes aussagt. Die Ver-
achtung, die die politische Klasse in
Israel für die arabischen Volksmassen
übrig hat, ist bekannt. Sie hält sie
nicht für demokratiefähig und be-
merkt den Balken im eigenen Auge
nicht. «Ist das Demokratie, wenn man
politische Gegner von den Dächern
Gazas in den Tod stürzt, ihnen in die
Knie schiesst und Frauen hinrichtet?
Nein, das ist das Ergebnis eines ame-
rikanischen Missverständnisses, das
Wahlen heiligt und die Risiken ihrer
Resultate ignoriert», wird Dov Wein-
glass, ehemaliger Bürochef von Ariel
Scharon, zitiert. Er hat den Golds-
tone-Bericht nicht gelesen und
kommt nicht auf den Gedanken, diese
Frage an die eigene Armee zu stellen.
Für ihn sind Wahlen ein korrigier-
bares Risiko, weswegen Israel die
Wahlen in Gaza von 2006 faktisch an-

nulliert hat. Er wird Zippi Livni zu-
stimmen, die die Ägypter davor
warnt, die Muslimbrüder an der Wahl
zu beteiligen. Er wird auch dem schei-
denden israelischen Generalstabschef
Gabi Ashkenasi zustimmen, der Israel
rät, sich auf einen Mehrfrontenkrieg
vorzubereiten.

Angst vor Demokratie bei
den Nachbarn
Nichts in dieser arabischen Revoluti-
on deutet darauf hin, dass Israel von
dem neuen Ägypten angegriffen wird.
Und dennoch bereitet sich die israeli-
sche Führung auf einen nächsten
Krieg vor, den sie allenfalls wieder
selbst beginnen wird. Die Unfähig-
keit, auf eine demokratische Bewe-
gung mit demokratischen Angeboten
zu antworten, zeigt, wie weit die Be-
satzungspolitik und ihre militärischen
Exzesse bereits die eigene Demokra-
tie zersetzt haben. Sie zeigt, wie not-
wendig es ist, dass sich die Revolution
nicht nur auf die arabischen Nachbarn
ausdehnt, sondern auch auf Israel.

Die ganze Misere Israels, seine
Angst vor der Demokratie bei den
Nachbarn, rührt aus dem Anachronis-
mus des zionistischen Wahns und sei-
ner kolonialen Besatzungspolitik. Er
treibt das Land immer wieder in krie-
gerische Abenteuer, befreit es aber
nicht aus seinem Käfig. So überra-
schend die arabische Revolution, so
logisch ist sie bei näherer Betrach-
tung. Logisch wäre sie auch in Israel
und darauf sollten sich die Freunde im
Westen konzentrieren.

Prof. Norman Paech war 2005 –
2009 Mitglied des Deutschen Bundes-
tages und aussenpolitischer Sprecher
der Fraktion DIE LINKEN. Abdruck
mit freundlicher Genehmigung des
Autors. Quelle: ND

800 km abgegeben und hunderte
Scud-B-Raketen mit einer Reich-
weite, die die 300 km der Kurzstrek-
kenverteidigungsraketen übertrifft.

Ab Oktober 2002 begann ein Be-
suchermarathon nach Tripolis: Ber-
lusconi im Oktober 2002; José María
Aznar im September 2003; Berlus-
coni erneut im Februar, August und
Oktober 2004; Blair im März 2004;
der Deutsche, Schröder, im Oktober
jenes Jahres; Jacques Chirac im No-
vember 2004. Alle Welt war zufrie-
den. Mit Geld kann man alles errei-
chen.

Gaddafi hat Europa im Triumph
durchreist. Er wurde 2004 von Ro-
mano Prodi, dem Vorsitzenden des
Europarates in Brüssel empfangen.
Im August jenes Jahres hat der liby-
sche Führer Bush eingeladen, sein
Land zu besuchen; Exxon Mobil,
Chevron Texaco und Conoco Philips
haben für die Wiederaufnahme der
Rohölförderung einen Joint Venture
abgeschlossen.

Im Mai 2006 kündigten die Vereini-
gen Staaten die Entfernung Libyens
von der Liste terroristischer Staaten
sowie die Aufnahme voller diplomati-
scher Beziehungen an.

In den Jahren 2006 und 2007 haben
Frankreich und die Vereinigten Staa-
ten Verträge über die friedliche Nut-
zung der Kernenergie unterzeichnet.
Im Mai 2007 besuchte Blair Gaddafi
in Syrte. Wie veröffentlicht wurde,
hat British Petroleum einen «enorm
wichtigen» Vertrag über die Erkun-
dung von Gaslagerstätten unterzeich-
net.

Im Dezember 2007 hat Gaddafi
Frankreich zweimal besucht und Ver-
träge über militärische und zivile Aus-
rüstung in Höhe von 10 Milliarden
Euro unterzeichnet. Er besuchte auch
Spanien, wo er sich mit dem Regie-
rungschef José Luis Rodríguez
Zapatero traf. Es wurden Verträge in
Millionenhöhe mit wichtigen Län-
dern der NATO unterzeichnet.

Warum haben sich jetzt plötzlich
die Botschaften der Vereinigten Staa-
ten und der übrigen Mitgliedstaaten
der NATO zurückgezogen?

Das alles ist äusserst merkwürdig.

Mit zwei Ellen gemessen
Welche Massnahmen wird der Sicher-
heitsrat über jene verhängen, die mehr
als eine Million Zivilisten in Irak ge-
tötet haben und jene, die täglich
Männer, Frauen und Kinder in Afgha-
nistan ermorden, wo vor ein paar Ta-
gen die aufgebrachte Bevölkerung auf
die Strassen strömte, um gegen das
Gemetzel an unschuldigen Kindern
zu protestieren?

Zehn Tage lang wurden in Genf und
in den Vereinten Nationen mehr als
150 Reden über die Verletzungen der
Menschenrechte gehalten, die Millio-
nen Mal im Fernsehen, Rundfunk,
Internet und in der Presse wiederholt
wurden.

Der Aussenminister Kubas, Bruno
Rodríguez, äusserte am 1. März 2011
in seiner Rede vor den in Genf ver-
sammelten Aussenministern Folgen-
des:

«Das menschliche Bewusstsein
lehnt den Tod unschuldiger Personen
unter jeglichen Umständen und an
jeglichem Ort ab. Kuba teilt voll und
ganz die Sorge der Welt über die Ver-
luste an Zivilleben in Libyen und
wünscht, dass dieses Volk eine friedli-
che und souveräne Lösung für diesen
Bürgerkrieg findet, ohne jegliche aus-
ländische Einmischung, und dass die-
se Lösung die Integrität dieser Nation
garantiert.»

Einige der letzten Sätze seiner Rede
waren kurz und bündig:

«Wenn das menschliche Grund-
recht das Recht auf Leben ist, wird der
Sicherheitsrat dann in der Lage sein,
das Mitgliedsrecht der Staaten aufzu-
heben, die einen Krieg entfesseln?»

«Wird er die Mitgliedschaft der
Staaten unterbrechen, die Militärhilfe
finanzieren und liefern, wenn diese
vom Empfängerstaat für massive, fla-
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Redaktionsschluss
dieser Nummer:
16. März 2011

grante und systematische  Verletzun-
gen der Menschenrechten benutzt
wird sowie für Angriffe gegen die Zi-
vilbevölkerung, wie es in Palästina
der Fall ist?»

«Wird er diese Massnahme gegen
die mächtigen Länder anwenden, die
aussergerichtliche Hinrichtungen mit
Spitzentechnologie wie intelligenter
Munition und unbemannten Flugzeu-
gen im Staatsgebiet anderer Länder
durchführen?»

«Was wird mit den Staaten passie-
ren, die auf ihrem Staatsgebiet illega-
le, geheime Gefängnisse akzeptieren,
den Verkehr von Geheimflügen mit
entführten Personen bewilligen oder
an Folterhandlungen teilnehmen?»

Wir sind gegen den inneren Krieg in
Libyen, für den sofortigen Frieden
und für die volle Respektierung des
Lebens und der Rechte aller Bürger,
ohne ausländische Einmischung, die
nur zur Verlängerung des Konflikts
führen und den Interessen der NATO
dienen wird.

(Quelle: Cubadebate. Übersetzung
Büro für Dolmetsch- und Überset-
zungsservice ESTI. Von UW gekürzt.)
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Israels Ansehen sinkt weiter

Die falsche Seite

die Region von Marokko bis Oman
und von Syrien bis zum Jemen erfasst
haben, gehen werden. Es fällt schwer.
etwas vorherzusagen, besonders die
Zukunft.

Nachhaltige Auswirkungen
2011 mag für die arabische Welt das
sein, was 1848 für Europa war.
Damals, als das französische Volk
sich erhob, breiteten sich die Wellen
der Revolution über einen Grossteil
der Fläche des Kontinents aus. Es
scheint, dass ich nicht der einzige bin,
der jetzt an dieses Beispiel erinnert
wird. Viel kann daraus gelernt werden
und nicht alles ist positiv. In Frank-
reich beseitigte der Aufstand ein kor-
ruptes Regime, aber er ebnete den
Weg für den Aufstieg von Napoleon
III., den ersten der modernen Diktato-
ren Europas. In Deutschland, damals
in Dutzende Königreiche und Fürs-
tentümer zersplittert, waren die
Machthaber verängstigt und verspra-
chen so demokratische Reformen.
Aber während die Debatten der Juris-
ten und Politiker in Frankfurt über die
Zukunft des Grundgesetzes weiter
und weiter gingen, versammelten die
Könige ihre Armeen, vernichteten die
Demokraten und starteten eine neue
Ära der Unterdrückung. (Der Fehl-
schlag der Frankfurter Versammlung
kommt zum Ausdruck in dem un-
sterblichen deutschen Vers: « Dreimal
hundert Professoren! Vaterland, du
bist verloren!»)

Die Revolutionen von 1848 hinter-
liessen ein Vermächtnis von Enttäu-
schung und Verzweiflung. Aber sie
waren nicht umsonst. Die noblen
Ideen, die in diesen stürmischen Mo-
naten entstanden sind, sind nicht «ge-
storben», zukünftige Generationen
strebten danach, sie in allen Ländern
des Kontinents zu realisieren.

Die arabischen Revolutionen mö-
gen auch in Misserfolg und Enttäu-
schung enden. Sie mögen neue Dikta-
turen entstehen lassen. Hier und da
mögen anachronistische religiöse Re-
gime aufkommen. Jedes arabische
Land ist anders als die anderen, und in
jedem werden sich die Entwicklungen
den Bedingungen vor Ort unterord-
nen. Aber was sich gestern in
Tunesien und Ägypten ereignet hat,
was sich heute in Libyen und im Je-
men abspielt und was morgen in Sau-
di Arabien und Syrien geschieht, wird
das Profil der arabischen Länder über
einen langen Zeitraum prägen. Sie
werden eine vollkommen neue Rolle
auf der Weltbühne spielen.

Israel hat seit Jahrzehnten ein Besatzungsregime aufrecht erhalten. Es fährt
damit fort, ein anderes Volk zu beherrschen und zu demütigen. Ideologisch und
praktisch lebt es in der mentalen Welt des 19. Jahrhunderts, wohingegen der
Rest der Welt zum Leben im 21. Jahrhundert startet. Israels Politik ist schlicht
und einfach anachronistisch, meint der israelische Friedenskämpfer Uri Avnery.

Von Uri Avnery

Von allen erinnerungswerten Sätzen,
die von Barack Obama in den letzten
zwei Jahren geäussert wurden, ist mir
einer aus seiner historischen Rede, die
er in Kairo zu Beginn seiner Amtszeit
gehalten hat, mehr als jeder andere im
Gedächtnis geblieben. Er warnte die
Nationen davor, sich «auf die falsche
Seite der Geschichte» zu stellen.

Es scheint, dass die arabischen Na-
tionen diesem Ratschlag mehr Beach-
tung geschenkt haben, als er erwartet
hatte. In den letzten Wochen sprangen
sie von der falschen auf die richtige
Seite der Geschichte. Und was für ein
Sprung das war!

Unsere Regierung bewegt sich je-
doch in die entgegengesetzte Rich-
tung. Sie ist entschlossen, so wie es
scheint, sich so weit wie möglich von
der richtigen Seite zu entfernen.

Wir sind in einer Sackgasse. Und es
liegt in der Natur der Sackgasse, dass
man, je tiefer man dort hineingerät,
umso weiter zurückgehen muss, wenn
die Zeit kommt.

Anfangs März fand ein faszinieren-
des Telefongespräch statt. An einem
Ende war Benjamin Netanyahu, an
dem anderen die deutsche Bundes-
kanzlerin.

In früheren Zeiten sprachen die
Weltführer grundsätzlich nicht direkt
miteinander. Bismarck nahm nicht
das Telefon, um mit Napoleon III. zu
sprechen. Er hatte routinierte Diplo-
maten gesandt, die genau wussten,
wie man Kanten glättet und wie man
mit sanfter Stimme ein Ultimatum
überbringt.

Netanyahu rief an, um Angela Mer-
kel wegen Deutschlands Votum zu-
gunsten der Resolution des UN-Si-
cherheitsrates zur Verurteilung der
Siedlungen zurechtzuweisen – der
Resolution, die durch das skandalöse
Veto der USA verhindert wurde. Ob
unser Premierminister den Holocaust
erwähnt hat, weiss ich nicht, aber mit
Sicherheit brachte er seinen Ärger
zum Ausdruck, dass Deutschland es
gewagt habe, gegen den «jüdischen
Staat» zu stimmen.

Über die Antwort war er schockiert.
An Stelle einer reuevollen Frau
Merkel, die sich unterwürfig ent-
schuldigt, hörte sein Ohr die Vorwürfe
einer Schullehrerin, die ihm klipp und
klar ihre Meinung sagte. Sie sagte
ihm, dass er all seine Versprechen ge-
brochen hätte und dass keiner der
Weltführer auch nur einem einzigen
seiner Worte von nun an Glauben
schenken werde. Sie verlangte von
ihm, dass er mit den Palästinensern
Frieden schliesse.

Wenn jemand wie Netanyahu als
«sprachlos» gelten könnte, wäre dies
in diesem Moment geschehen. Zu
Netanyahus Glück kann ihm so etwas
jedoch einfach nie passieren.

 
Delegitimatsia
Dieses Gespräch ist ein Symptom ei-
nes fortschreitenden Prozesses – der
langsamen, aber ständigen Ver-
schlechterung von Israels internatio-
nalem Ansehen.

In Israel nennt man das «Delegi-
timatsia». Man sieht darin eine un-
heimliche, weltweite Verschwörung,
eher analog den «Protokollen der Wei-
sen von Zion». Ganz klar, es steht mit
nichts im Zusammenhang, was wir
tun – da ja all unsere Taten so rein wie
Gold sind. Die einleuchtende Folge-
rung daraus: Israels Feinde in der gan-
zen Welt – einschliesslich ihrer Fünf-
ten Kolonne in Israel selbst – planen

insgeheim die Zerstörung Israel mit
Hilfe aller Boykottarten.

Unsere Führer wissen, wie man die-
sen geplanten Anschlag verhindern
kann – nämlich, indem Gesetze erlas-
sen werden. Jeder, der den Feinden Is-
raels Listen von Unternehmen, die in
den Siedlungen ansässig sind, liefert,
wird bestraft. Jeder, der zu einem
Boykott gegen Israel oder die Sied-
lungen aufruft, ist – in den Augen der
Gesetzesmacher ein und dasselbe – er
muss astronomische Strafgelder und
Entschädigungen zahlen, Millionen
Dollar. Und wenn all das noch nicht
hilft, dann werden die Feinde des Re-
gimes ins Gefängnis gesteckt, so wie
es bereits Jonathan Pollak, einem De-
monstranten für Frieden, ergangen ist.

Aber es hat den Anschein, unsere
Führer verlassen sich nicht einzig und
allein auf diese Massnahmen. Des-
halb entschied unser stellvertretender
Aussenminister, Danny Ayalon (erin-
nern Sie sich?, das Genie, das den tür-
kischen Botschafter demütigen woll-
te, indem er ihn auf einen niedrigen
Stuhl platzierte), entschied, nach noch
radikaleren Mitteln zu greifen: Alle
israelischen Botschafter werden nun
zu einem historischen Treffen mit un-
serem Urvater Abraham zur Höhle
von Machpela in Hebron gesandt, der
gemäss dem jüdischen Glauben dort
beerdigt ist (Archäologen denken,
dass es ein muslimischer Scheich ist,
der dort liegt.)

Im Ernst, unsere Führer sehen nun
aus wie der Junge in der Legende, der
seinen Finger in den Deich steckt, um
das Wasser aufzuhalten, obwohl in
unserem Falle der gesamte Deich be-
reits bröckelt.

Neue Weltordnung
Ja, Israels Ansehen in der Welt sinkt
tatsächlich ständig weiter, aber nicht
aufgrund eines weltweit geplanten
Anschlags, bei dem sich «Antisemi-
ten» und «selbsthassende Juden» ver-
einen.

Unser Ansehen sinkt, weil wir auf
der falschen Seite der Geschichte ste-
hen. Israel hat seit Jahrzehnten ein
Besatzungsregime aufrecht erhalten.
Es fährt damit fort, ein anderes Volk
zu beherrschen und zu demütigen.
Ideologisch und praktisch lebt es in
der mentalen Welt des 19. Jahrhun-
derts, wohingegen der Rest der Welt
zum Leben im 21. Jahrhundert startet.
Israels Politik ist schlicht und einfach
anachronistisch.

Das 21. Jahrhundert wird das Zu-
sammenkommen der Nationen sehen.
Es wird den Beginn einer Weltord-
nung sehen, und ich habe keinerlei
Zweifel, dass dieser Gedanke reali-
siert werden wird.

Dies ist keine Vision von blauäugi-
gen Idealisten. Es ist eine bedeutende
Notwendigkeit für die Menschenrasse
und all ihre Völker und Nationen. Die
Welt ist mit Problemen konfrontiert,
die kein Einzelstaat oder keine
Staatengruppe selbst lösen kann. Die
globale Erwärmung, die die gesamte
Existenz der menschlichen Spezies
bedroht, ist naturgemäss ein Welt-
problem. Die kürzliche Wirtschafts-
krise hat gezeigt, der Zusammenbruch
der Wirtschaft eines Landes kann sich
wie ein Lauffeuer über die gesamte
Welt verbreiten. Das Internet hat eine
weltweite Gemeinschaft aufgebaut,
mit deren Hilfe Gedanken leicht von
Land zu Land verbreitet werden kön-
nen, so wie wir es gerade in der arabi-
schen Welt sehen können.

 Internationale Institutionen, die
einst nur Spott ernteten, sind im Be-

griff, eine effektive Gerichtsbarkeit zu
erlangen. Der Internationale Gerichts-
hof hat an Einfluss gewonnen. Das
Völkerrecht, das in der Vergangenheit
hauptsächlich eine abstrakte Idee war,
entwickelt sich langsam zu einem
echten Weltrecht. Bedeutende und
mächtige Länder wie Deutschland
und Frankreich geben einen Grossteil
ihrer Souveränität zugunsten der Eu-
ropäischen Union ab. Die regionale
und weltweite Kooperation zwischen
den Nationen wird zu einer politi-
schen Notwendigkeit.

Konzepte wie Demokratie, Freiheit,
Gerechtigkeit, Menschenrechte, sind
nicht nur moralische Werte – in der
Welt von heute werden sie zu wesent-
lichen Notwendigkeiten, zur Basis ei-
ner neuen Weltordnung.

 All diese Prozesse gehen unerträg-
lich langsam voran, geradezu in geo-
logischem Tempo. Aber die Richtung
ist unmissverständlich und kann nicht
wieder umgekehrt werden. Was
immer auch Barack Obamas Hand-
lungen – oder das Ausbleiben dieser –
bewirkten, seiner Intuition in Bezug
auf die Richtung kann man vertrauen.

Das ist die «richtige Seite der Ge-
schichte». Aber unser Land ver-
schliesst davor seine Augen. Wahrhaf-
tig übertrifft es die meiste internatio-
nale Industrie und Hochtechnologie
und arbeitet mit Erfolg an der Aus-
dehnung seiner wirtschaftliche Bezie-
hungen zu den entferntesten Punkten
der Welt. Aber es verschmäht die in-
ternationale öffentliche Meinung, die
UNO und das internationale Recht. Es
hält an einer Art des Nationalismus’
fest, die zur Zeit der französischen
Revolution «modern» war, als der
«Nationalstaat» das höchste Ideal
war. Selbstverständlich ist der Natio-
nalismus nicht tot und hat sogar heute
noch einen bedeutenden Platz in dem
Bewusstsein der Völker. Aber dabei
handelt es sich um eine völlig neue
Form von Nationalismus, den Natio-
nalismus des 21. Jahrhundert, der
nicht im Widerspruch zum Internatio-
nalismus steht, sondern im Gegenteil,
der einen Baustein im Bauwerk der
internationalen Struktur darstellt.

Die arabischen Nationen sind plötz-
lich aus einem Jahrhunderte langen
Schlummer aufgewacht und kämpfen
nun, um die anderen Nationen einzu-
holen. Die anachronistischen Tyran-
nen, die sie unten hielten, ihre Fähig-
keiten verschwendeten und ihnen
Muster vergangener Zeiten aufzwan-
gen, gibt es nicht mehr. Es ist schwer
erkennbar, wohin diese Aufstände, die

Israel wird von den Siedlern be-
herrscht, die geistig den Kreuzfahrern
des 12. Jahrhunderts gleichen. Funda-
mentalistische religiöse Parteien, die
sich nicht allzu sehr von ihren irani-
schen Kontrahenten unterscheiden,
spielen eine bedeutende Rolle in un-
serem Staat. Die politische und wirt-
schaftliche Elite ist von Korruption
durchdrungen. Unsere Demokratie,
auf die wir so stolz waren, ist in To-
desgefahr.

Einige Menschen argumentieren,
dass all dieses geschieht, weil «Ne-
tanyahu keine politische Linie hat».
Nonsens! Er hat eine klare Politik: Is-
rael als Garnisonsstaat aufrecht zu er-
halten, um die Siedlungen auszudeh-
nen, um die Gründung eines echten
Palästinenserstaates zu verhindern
und ohne Frieden in einem Staat des
ewigen Konfliktes weiterzumachen.

Gerade jetzt hat man durchsickern
lassen, dass Netanyahu eine histori-
sche Rede halten wird – eine weitere –
sehr bald. Nicht in der Knesset, deren
Bedeutung beinahe gleich Null ist,
sondern in einem wirklich bedeuten-
den Forum: der AIPAC, der Pro-Isra-
el-Lobby in Washington.

Dort wird er seinen Friedensplan
offen legen, von dem ebenfalls Ein-
zelheiten durchgesickert sind. Ein
wundervoller Plan, mit nur einem ge-
ringen Fehler: Er hat nichts mit Frie-
den zu tun.

Er schlägt vor, einen Palästinenser-
staat in «provisorischen Grenzen» zu
errichten. (bei uns ist nichts beständi-
ger als das «Provisorische»). Er wird
aus der Hälfte der Westbank bestehen.
(Die andere Hälfte, einschliesslich
Ost-Jerusalem, wird vermutlich mit
Siedlungen bedeckt werden). Für die
Diskussion über die Kernthemen –
wie Grenzen, Jerusalem, Flüchtlinge
usw. – wird es einen Zeitplan geben.
(In Oslo wurde ein Zeitplan von fünf
Jahren festgesetzt. Er lief 1999 aus, zu
einer Zeit, wo die Verhandlungen
noch nicht einmal begonnen hatten.)
Bis die Palästinenser Israel als einen
Staat des jüdischen Volkes anerken-
nen und seine «Sicherheitserforder-
nisse» akzeptieren, werden keinerlei
Verhandlungen beginnen. (mit ande-
ren Worten: Nie!)

Wenn die Palästinenser solch einen
Plan akzeptieren, müssen sie (nach
den Worten des Verteidigungsminis-
ters der USA in einem anderen Kon-
text) «ihre Köpfe untersuchen las-
sen». Aber natürlich wendet sich Ne-
tanyahu nicht an die Palästinenser.
Sein Plan ist ein primitiver Marke-
tingversuch. (Immerhin war er in der
Vergangenheit ein Marketing-Agent
für Möbel). Das Ziel ist, die internati-
onale Kampagne der «Delegitimat-
sia» zu stoppen.

Ehud Barak hatte auch diese Woche
etwas zu sagen. In einem langen TV-
Interview, das fast völlig aus politi-
schen Geschwafel bestand, machte er
eine wichtige Anmerkung: die arabi-
schen Aufstände verschaffen Israel
neue Möglichkeiten. Welche Mög-
lichkeiten? Sie ahnen es: grössere
Mengen amerikanischer Waffen zu er-
halten. Waffen und Amerika über al-
les!

Und in der Tat, der einzige Faktor,
der diese Politik ermöglicht, ist die
beispiellose Beziehung zwischen Is-
rael und den USA. Aber das arabische
Aufwachen wird mittel- und langfris-
tig die israelisch-arabische Bilanz der
Macht verändern – psychologisch,
politisch und wirtschaftlich und letz-
ten Endes auch militärisch. Zeitgleich
wird die Weltbilanz der Macht sich
ebenso verändern. Neue Mächte ent-
stehen, alte Mächte verlieren nach
und nach ihren Einfluss. Dies wird
kein einmaliges dramatisches Ge-
schehen sein, sondern ein langsamer
und stetiger Prozess.

So bewegt sich die Geschichte. Je-
der, der sich selbst auf die falsche Sei-
te stellt, wird den Preis dafür zahlen.

 (Deutsche Übersetzung: Inga Gels-
dorf. Poster: Michael Thompson)
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Geheimorganisation Propaganda Due (P2)

Die Putschloge
Die faschistische Geheimorganisation Propaganda due hievte Silvio Berlusconi
an die Macht. Vor 30 Jahren wurde sie enttarnt, aber nicht unschädlich gemacht.

Von Gerhard Feldbauer

Mehr durch Zufall wurde am 17.März
1981 in der Villa Wanda des Unter-
nehmers Licio Gelli in Castiglion
Fibocchi im toskanischen Arezzo die
Zentrale einer faschistischen Putsch-
loge, die sich Propaganda due (P2)
nannte, aufgedeckt. Gellis Name war
im Zusammenhang mit dem Bankrott
des internationalen Finanzhais der
Mafia und des Vatikans Michele Sin-
dona aufgetaucht. Die Finanzbe-
hörden wollten eigentlich nur Gellis
Steuerunterlagen einsehen und fan-
den statt dessen die Mitgliederlisten
einer Freimaurerloge, die sich nicht
bruderschaftlichen Beziehungen wid-
mete, sondern höchster Politik, und
zwar subversiver.

Eine Idee der CIA
Die P2 hatte Gelli im Auftrag der CIA
und NATO-Militärs gegründet. Ange-
sichts der sich Ende der 1960er Jahre
abzeichnenden Möglichkeiten einer
Regierungszusammenarbeit der De-
mocrazia Cristiana (DC) mit den
Kommunisten hatte die CIA entschie-
den, unter dem Deckmantel einer
Loge eine Zentrale antikommunisti-
schen Kampfes zu schaffen. Von Ge-
wicht war, dass der damalige NATO-
Oberbefehlshaber General Alexander
Haig und Aussenminister Henry
Kissinger im Vordergrund agierten.
Haig stellte Gelli für die ersten An-
werbungen eine Liste mit den Namen
von 400 hohen italienischen NATO-
Offizieren zur Verfügung.

Gelli schien als Logenchef der ge-
eignete Mann. Er war als Agent des
Geheimdienstes des «Duce» nach der
Niederlage des Faschismus 1945 auf
der berüchtigten «Rattenlinie» uner-
kannt nach Argentinien entkommen.
Anfang der 1970er Jahre nach Italien
zurückgekehrt, baute ihn die CIA als
einen grossen Politiker auf, der ein
rechtsextremes Regime an die Macht
bringen und gegebenenfalls sogar
selbst anführen sollte. Gelli wurde mit
Beziehungen, die bis ins Weisse Haus
reichten, einer der mächtigsten
Männer Italiens. Während die Loge
im geheimen agierte, demonstrierte
Gelli selbst seine Machtfülle offen auf
nationaler und internationaler Bühne.
Bei der Amtseinführung der US-Prä-
sidenten James Carter und Ronald
Reagan war er Ehrengast. In Rom hat-
te er für monatlich 50 000 Dollar stän-
dig eine Suite im Hotel Excelsior ge-
mietet, in der er wöchentlich die
Grössen der italienischen Gesell-
schaft, der internationalen Finanz-
welt, den US-Botschafter oder Gene-
räle der NATO empfing. Man sprach
bereits offen darüber, dass er für die
Wahl zum Staatspräsiden kandidieren
werde.

Ein Colpo bianco
Nachdem 1964, 1970 und 1974 offen
faschistische Putschversuche geschei-
tert waren, wollte die CIA mittels ei-
nes «Colpo bianco», eines kalten
Staatsstreiches, einen als «demokrati-
sche Umgestaltung» getarnten Um-
sturz herbeiführen. An die Stelle bis
dahin offen faschistisch-militärischer
Führungszentralen trat die P2, die ihre
Leute in allen Bereichen der Gesell-
schaft unterbrachte. Auch unter der
Regie der Loge blieb der Sicherheits-
apparat das herausragende Instru-
ment, den sie über den hohen Anteil
an Militärs und Geheimdienstlern un-
ter ihren Mitgliedern zum grossen Teil
kontrollierte und beeinflusste.

Nach der Aufdeckung der P2 muss-
te sich eine Untersuchungskommis-
sion des Parlaments mit ihr befassen.
Es kam ans Licht, dass die Geheim-

loge, wie es in einem Bericht hiess,
weit über 2500 eingeschriebene Mit-
glieder zählte und «ein Machtzentrum
innerhalb der staatlichen Einrichtun-
gen, in den Lebensadern des Landes»
bildete. Wie der Corriere della Sera
am 17. Januar 1994 berichtete, sagten
vor der Parlamentskommission hoch-
rangige Logenmitglieder aus, Gelli
habe über eine derart «ausseror-
dentliche Machtfülle» verfügt, dass er
selbst über Aufträge des Staatspräsi-
denten zur Regierungsbildung ent-
schied.

Da nur ein Teil der Mitgliederlisten
gefunden wurde, blieben viele Logen-
brüder unerkannt. Das Mitglied der
Untersuchungskommission Sergio
Flamigni (IKP, später Linkspartei)
führte in dem Buch «Trame atlan-
tiche. Storia della Loggia Massonica
segreta P2» (Mailand 1996) folgende
Zahlen an: 47 Grossindustrielle, 119
Bankiers und Leute der Hochfinanz,
30 Universitätsprofessoren, 43 Gene-
räle, darunter die gesamte Führungs-
spitze der Geheimdienste der letzten
30 Jahre, der komplette Generalstab
des Heeres, etwa 400 hohe Offiziere,
drei Minister der amtierenden Regie-
rung, drei Staatssekretäre, 18 hohe

Regierungsvertreter, 22 Spitzenjour-
nalisten, darunter ein Chefredakteur
der RAI und einer des Mailänder
Corriere della Sera, 38 Parlamentarier
aus den Regierungsparteien, weitere
aus der faschistischen MSI-Partei (der
späteren Alleanza Nazionale). Im
Rahmen der Kollaboration mit der
Mafia waren auch eine grosse Zahl
Chefs der «Ehrenwerten Gesell-
schaft» in die Loge eingetreten, da-
runter die gesamte Führungsspitze der
Cosa Nostra. Flamigni fasste zusam-
men, bei der Geheimloge Gellis habe
es sich «um einen Staat im Staate»
gehandelt.1

Der «Bankier Gottes«
Wenn sich unter den Logenmitglied-
ern 119 Bankiers und Repräsentanten
der Hochfinanz befanden, dann ver-
deutlichte das den hohen Stellenwert
des Bankensystems in den kalten
Staatsstreichplänen der P2. Deren
Machtfülle verkörperten zwei der so-
wohl national wie international ein-
flussreichsten Institute, die die Loge
beherrschte: die Banco Ambrosiano
und die Banca Nazionale del Lavoro,
deren Führung sie durch Besetzung
der Spitzenpositionen in der Hand
hatten. Über den P2-Finanzier Robert
Calvi, der als Präsident der Ambro-
siano-Bank vorstand, war der Vatikan
in das Netz der Putschistenloge einge-

bunden. Denn Calvi war gleichzeitig
Finanzmanager des Vatikans, genannt
der «Bankier Gottes». Nach der Auf-
deckung der P2 machte sein Geldins-
titut Bankrott, und er floh nach Lon-
don. Calvi forderte, die Ermittlungen
gegen ihn einzustellen. Als er drohte,
Hintermänner blosszustellen und
selbst die Verwicklung Papst Wojtylas
publik zu machen, wurde er am 18.
Juni 1982 unter der Black Friars-
Bridge erhängt aufgefunden. Nie-
mand in Italien bezweifelte, dass
Calvi per «Selbstmord» zum Schwei-
gen gebracht worden war. Dabei dürf-
te wohl besonders eine Rolle gespielt
haben, dass Calvi Mitwisser höchster
Geheimnisse der konspirativen Zu-
sammenarbeit Papst Wojtylas mit der
CIA war. So liefen über ihn Zahlun-
gen des Vatikans für die Untergrund-
arbeit der polnischen Solidarnosc, die
mehr als eine Milliarde Dollar betra-
gen haben sollen.2

Vor allem aber war die P2 Instru-
ment der geheimen NATO-Truppe
«Stay behind», die in Italien Gladio
hiess. Sie zählte 12 000 Mann, von de-
nen die meisten aus den Schläger-
banden der MSI kamen. In den 1960er
Jahren war sie unter der Obhut des
späteren mehrmaligen Ministerpräsi-
denten Giulio Andreotti, zu dieser
Zeit Verteidigungsminister, aufgebaut
worden. Als die Existenz von Gladio
im Oktober 1990 aufflog, wurde be-
kannt, dass von der CIA-Truppe über
die P2 auch das Komplott zur Ermor-
dung des Parteiführers der DC, Aldo

Moro, der ein Regierungsbündnis mit
den Kommunisten geschlossen hatte,
eingefädelt worden war.3 Andreotti
wurde u.a. wegen Komplizenschaft
mit der Mafia und der Mitwisser-
schaft bei der Ermordung eines Zeu-
gen angeklagt, wegen Mangels an Be-
weisen aber freigesprochen.

Silvio B. an der P2-Spitze
Von der berüchtigten Propaganda due
ist im Italien der Gegenwart kaum
noch die Rede. Allenfalls der eine
oder andere Historiker oder Politolo-
ge befasst sich mit ihr. Dabei reicht ihr
Wirken bis in die Gegenwart, ist Basis
der seit zwei Jahrzehnten unter dem
Mediendiktator Silvio Berlusconi und
seiner Regierungen vor sich gehenden
schleichenden Faschisierung der poli-
tischen Macht und entsprechender
Bereiche der Gesellschaft. Denn
Berlusconi war neben Gelli Mitglied
des sogenannten Dreierdirektoriums,
der Zentrale dieser Putschloge, die ihn
an die Macht hievte. Neben ihm sass
der Sozialistenchef Bettino Craxi in
der Logenführung. Anfang der 1990er
Jahre kam durch Prozesse gegen
Wirtschaftskriminelle ans Licht, dass
die P2 Korruption und Bestechung im
Ausmass von Milliarden Dollar be-
trieb. Nutzniesser dieses Dollarsegens
waren vor allem Berlusconi und
Craxi. Die Publizisten Giovanni Rug-

geri und Mario Guarino enthüllten in
ihrem aufsehenerregenden Buch
«Silvio Berlusconi. Inchiesta sul Sig-
nor TV»,4 dass die Loge das Medien-
imperium Berlusconis aufgebaut, des-
sen Forza-Partei initiiert und ebenso
den Sozialistenchef Craxi an die Spit-
ze der ISP gebracht und sogar als ei-
nen neuen «Duce» in Reserve gehal-
ten hatte. Die Rolle der Loge für den
Aufstieg Craxis «zeigte sich beson-
ders an den riesigen Geldsummen, die
der P2-Bankier Robert Calvi der Par-
tei zukommen» liess, aber auch an der
Existenz «der Schweizer Nummern-
konten, auf denen die durch Korrupti-
on erwirtschafteten Gelder» lagen,
schrieben Ruggeri/Guarino.

Zu Berlusconi hielten die Autoren
fest, dass die Logenbrüder die ent-
scheidende Rolle für seine Unterneh-
merkarriere spielten, «allen voran die
Bankiers der P2», die ihm «Unterstüt-
zung und Finanzierungshilfen, die
weit über jede Kreditwürdigkeit hin-
ausgehen», verschafften. Zunächst
versuchte Berlusconi, seine Mitglied-
schaft zu leugnen, dann als eine harm-
lose Episode herabzuspielen. Rug-
geri/Guarino belegten jedoch, dass er
«fest in das korrupte Netz der P2 ver-
woben war, sogar zu denen gehörte,
die es knüpften». Berlusconi versuch-
te, die Verbreitung des Buches mit al-
len Mitteln zu verhindern. Er bot den
Autoren einen Blankoscheck an, in
den sie die Höhe des Betrages selbst
einsetzen sollten. Als diese das Ansin-
nen zurückwiesen, verklagte er sie. Er
verlor in allen drei Instanzen. Auch
der Versuch, seine P2-Mitgliedschaft
zu verharmlosen, missglückte. Er
wurde wegen falscher Zeugenaussage
verurteilt.

Die P2 hatte Berlusconi vor allem
in den Medienbereich lanciert. Ihre
Experten meinten, dass «die wahre
Macht in den Händen der Massenme-
dien» liegt. Dank dieser Macht, die in
der Wahlkampagne 1983 unter dem
Slogan «Craxi for President» agierte,
wurde der Sozialistenchef von 1983
bis 1987 Ministerpräsident. In seiner
ersten Amtshandlung schmetterte er
Forderungen nach einer gesetzlichen
Beschränkung des Fernsehmonopols
Berlusconis ab und sicherte dessen
Aufstieg zum Medientycoon durch
ein Regierungsdekret ab. Private An-
bieter mit einem nationalen Pro-
gramm erhielten in dem Gesetz 25%
der Sendefrequenzen, die faktisch nur
Berlusconi mit seinem Monopol von
drei landesweiten Sendern nutzen
konnte. Gleichzeitig wurde ihm zuge-
standen, Live- und Nachrichtensen-
dungen auszustrahlen, und die Be-
schränkung aufgehoben, neben dem
Fernsehmonopol landesweite Print-
medien zu unterhalten. Die beiden
Günstlinge der faschistischen Putsch-
loge hatten Entscheidungen herbeige-
führt, welche die Weichen bis in die
Gegenwart hinein für einen Kurs
immer mehr nach rechts stellten. In
keinem anderen kapitalistischen Land
Europas gelang es den Beherrschern
des Fernsehens, eine derartige Mono-
polstellung zu erobern.

Während Berlusconi in über einem
Dutzend der Korruptionsprozesse der
1990er und späterer Jahre in letzter
Instanz dank ihm höriger Juristen
(von denen nicht wenige der P2 zuge-
rechnet werden) ungeschoren oder
mit einem blauen Auge davonkam,
wurde Craxi rechtskräftig zu insge-
samt 26 Jahren Gefängnis verurteilt.
Vor der Vollstreckung floh er nach
Tunis, wo er im Januar 2000 verstarb.
An seiner Stelle hievte die P2 nun
Berlusconi an die Macht. Gemäss
dem «Plan» der P2 stampfte Berlus-
coni mit Managern seiner Fininvest-
Holding die Partei Forza Italia (heute
in Partei der Freiheit des Volkes um-
benannt) aus dem Boden. Als Modell
diente der 1945 von Mussolini-
faschisten geschaffene und sich als
«parteiunabhängig» darstellende
Uomo Qualunque (Jedermann), der
Vorläufer der MSI.

Ein Putschkabinett
Mit seinem Medieneinfluss setzte
Berlusconi die Wiedereinführung des
nach dem Ersten Weltkrieg aufgeho-
benen reaktionären Mehrheitswahl-
rechts zu 75 Prozent durch.5 Mit der
gleichzeitig erstmals festgelegten
Vier-Prozent-Sperrklausel zwang die
Direktwahl zu Koalitionen, denen
sich kleinere Parteien, wenn sie ins
Parlament wollten, zu deren Bedin-
gungen anschliessen mussten.

Nachdem dieses reaktionäre Wahl-
gesetz durchgepeitscht worden war,
schloss Berlusconi mit der MSI und
der rassistischen Lega Nord ein Wahl-
bündnis, das sich Pòlo della Libertà
(Pol der Freiheit) nannte. Es gewann
im April 1994 die Parlamentswahlen.
Anschliessend bildete Berlusconi die
erste Regierung der Nachkriegszeit,
in der die MSI-Faschisten fünf Minis-
ter stellten, darunter den stellvertre-
tenden Ministerpräsidenten.

Über der Regierung Berlusconis
hing ein weiteres Mal der Schatten der
P2. Nachgewiesenermassen waren
drei Minister auf deren Mitglieder-
listen eingeschrieben, darunter Cesare
Previti, der das Verteidigungsminis-
terium übernahm. Den Forza-Chef
und seine Koalition, von der Zeitung
Manifèsto als eine «schwarze Regie-
rung aus Faschisten und Monarchis-
ten, Lega-Leuten und christdemo-
kratischem Schrott, Industriellen,
Anwälten und Managern der Fin-
invest» eingeschätzt,6 konnte der Alt-
faschist Gelli in aller Öffentlichkeit
als Politiker rühmen, die gezeigt hät-
ten, dass sie in der Lage sind, «das
Land unter dem Banner von Verdienst
und Hierarchie zu führen».7 Der 1987
nach Italien zurückgekehrte P2-Chef
war zwar wegen seiner unsauberen
Geschäftspraktiken – nicht aber der
verfassungswidrigen Machenschaften
seiner Putschloge – vor Gericht ge-
stellt worden, aber letzten Endes mit
einem blauen Auge davongekommen.

Anmerkungen:
1 Flamigni, S. 365, 403, 425 ff.

Flamigni hat insgesamt fünf Bücher über
die Machenschaften der P2 geschrieben,
darunter detailliert über die Inszenierung
des Mordes an Aldo Moro

2 Der Tagesspiegel, 16. März 2009, sie-
he auch Feldbauer: Der Heilige Vater,
Köln 2010

3 Siehe Beitrag des Autors: «Der Coup
der P2-Loge«, in: jW, 3. Mai 2008

4 Deutsche Ausgabe: Berlusconi. Show-
master der Macht, Berlin 1994

5 Die von Berlusconi verfolgte Durch-
setzung zu 100 Prozent wurde durch ein
vor allem von der PRC dagegen ange-
strengtes Referendum verhindert.

6 Manifèsto, 15. Mai 1994
7 Esprèsso, Mailand; 7. Nov. 1993. Das

kann Gelli noch heute, wie eine Sendung
von arte, «Die Akte Berlusconi», vom 5.
Februar 2011 zeigte.

Silvio Berlusconis Mitglieder-Ausweis bei der Geheimloge P2

Berlusconi dankt Craxi «von ganzem Her-
zen» für sein Fernsehgesetz... (20.10.84)

Gerhard Feldbauer schreibt für «Unse-
re Welt» insbesondere zu Italien und Viet-
nam. Der ehemalige ADN-Korrespondent
ist u.a. Autor des Buches: Agenten, Terror,
Staatskomplott. Der Mord an Aldo Moro,
Rote Brigaden und CIA, PapyRossa, Köln
2000. Der Artikel zur P2 erschien zuerst
in «Junge Welt».
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Wohin wollen wir noch wachsen?

Mehr-Sein statt Mehr-Haben

Im publizistischen Lotterbett

Dümmliche Agitation

Für eine nachhaltige, sozialverträgliche globale Landwirtschaftspolitik plä-
diert in einem Manifest der Basler Francesco Gmür. Der pensionierte Priester
schöpft seine Überzeugung aus der Bibel und fordert eine neue Kultur der Ge-
nügsamkeit.

Von Francesco Gmür

Sehen
Regierungen im Süden (Afrika, Asi-
en, Lateinamerika) verkaufen, ver-
pachten oder vermieten grosse Lände-
reien an ausländische Regierungen
oder an private Investoren. Laut Welt-
bank handelt es sich um rund 50 Mil-
lionen Hektaren (1 Hektare = l00
Aren = 10 000 m2 ).

Dies geschieht z.B. in Benin, Su-
dan, Sambia, Mosambik, Madagaskar
und anderswo in Afrika.Ebenso in asi-
atischen Ländern wie Laos und Kam-
bodscha. In Lateinamerika  betrifft es
vor allem Brasilien und Peru. Ein kon-
kretes Beispiel: Im afrikanischen
Aethiopien sind 3 Millionen Hektaren
ausgezont und gleichzeitig sind 6.2
Millionen Menschen auf Lebenshilfe-
mittel angewiesen.

 In diesen Landraub-Geschäften
mischt auch die Schweiz tüchtig mit.
Es handelt sich um Banken: UBS,
Sarasin und Pictet. Ebenso verschie-
dene Agro-Unternehmen: PF(LUX)-
Agriculture Fund, The Global Agri-
Cap in Zürich, GAIA World Agri
Fund in Genf, Man Investment AG in
Pfäffikon (SZ), Glencore in Zug,
ADDAX Bioenergy in Genf und
Nestle.  Und vermutlich noch andere
mehr.

In Brüssel wurde für die nächsten
sieben Jahre die Agrar-Aussenpolitik
vorbereitet. Ein weiteres Wachstum
des Agrar-Aussenhandels ist be-
stimmt. In Mosambik gab es im Sep-
tember 2010 einen «Brotaufstand».
Den hat man wohl zur Kenntnis ge-
nommen. Aber zu Änderungen hat er
nicht geführt. Mosambik ist zu weit
weg!

 
Urteilen
Recht auf Nahrung (Art. 25 der Men-
schenrechtserklärung) haben alle
Menschen, auch Kinder und Schwar-
ze. Der Gier nach Land werden die

von damals haben fruchtbares Land
unfruchtbar gemacht, ausgelaugt und
zerstört.

 Postkolonial nennt man Landraub
«landwirtschaftliche Investitionen».
Landübergaben von den Regierungen
im Süden an Banken und Agrounter-
nehmen im Süden geschehen in einem
quasilegalen Rahmen – mit oder ohne
Korruption. Juristen schaffen kompli-
zierte und undurchsichtige Übernah-
meverträge. Oft genug werden dabei
nationale Gesetze missachtet.

 
Handeln
Wir stehen unter wirtschaftlichem
Wachstumszwang, heisst es. Und die
Zahl der Arbeitslosen wird weltweit
nicht kleiner. Wohin wollen wir noch
wachsen?

 Die Gier nach Mehr-haben-wollen
sitzt tief in uns drin. Gelegentlich ver-
trösten wir uns mit sog. Sachzwän-
gen, reden aber trotzdem von freien
Entscheidungen.

Das Gebot des Nicht-Begehrens
nach fremdem Hab und Gut hat mit
dem Land-Grabbing wieder eine ganz
aktuelle Note bekommen.

Eine  neue Kultur der Genügsam-
keit ist angesagt. Sie lädt ein zum
Mehr-Sein und führt weg vom Mehr-
Haben. Dieses Genug-Haben erübrigt
jede Diskussion über Boni von  Ban-
kern und Managern.

Meinen Zeitgenossen möchte ich
sagen, dass die Bibel zum  Handeln
reizt. Sie hilft uns gegen den Strom zu
schwimmen. Wir geraten mitten hin-
ein ins Suchen nach Frieden und Ge-
rechtigkeit und Bewahren der Schöp-
fung. In der Bibel liegt ein ungeheures
Potenzial. Minderheiten kommen
zum Zug. Solidarität mit ihnen wird
geross geschrieben. Ausgrenzungen
geschehen keine – im Gegenteil.

Hilfen für diesen Beitrag erhielt ich
vom «Einblick» 1/2010 und 2/2010
von Brot für alle und Fastenopfer und
von «Welt-Sichten» 11/2010.

 

wichtigen Lebensgrundlagen für viele
Kleinbauern geopfert. In 29 Staaten
(vor allem in Afrika) ist die Situation
von Hunger und Mangelernährung
ernst bis sehr ernst. So urteilt der
Welthunger-Index.

Im Jahr 2000 haben alle Regie-
rungschefs der Welt die Milleniums-
ziele an der Vollversammlung der
UNO deklariert. Sie wollten guten
Willens u.a. den Hunger bis ins Jahr
2015 halbieren. Der Landraub hat
aber die hungerleidende Bevölkerung
von ca. 800 Millionen auf über eine
Miliarde erhöht.

 Landraub (Land Grabbing) ver-
treibt viele Kleinbauern (zum  gros-
sen Teil ohne Landersatz und Entschä-
digung) in die Stadt oder besser ge-
sagt an den Rand der Stadt, in die
Slums. Wenn es im eigenen Land
nicht weiterreicht, ziehen sie ins nahe
Ausland....oder nach Europa. Einigen
gelingt der Sprung in die Schweiz.Sie
werden hier nicht erwartet, aber sie
hören die Forderungen nach Integrati-
on.

Riesige Agrarflächen werden indus-
trialisiert. Kunstdünger und grosse 
Bewässerungsanlagen sind erforder-
lich. So werden ökologische Schäden
organisiert, weil man aus den Misser-
folgen der kolonialen Wirtschaft
nichts gelernt hat Die Monokulturen

Wie ein Pressefoto mit dem entsprechenden Kommentar zur Hetze gegen Kuba
genutzt wird, beschreibt uns Samuel Wanitsch, der nationale Koordinator der
Vereinigung Schweiz-Kuba.

Von Samuel Wanitsch

Kurz vor der Fussball-WM fällt das
Bild einer Speerwerferin in der Aar-
gauer Zeitung  vom 10. Juni 2010 be-
sonders auf. Die Athletin ist in der
Bewegung festgehalten, wie sie eine
«blinde» Granate wirft. Der Kolum-
nisten-Kommentar: «Yanet Cruz ist
Speerwerferin. Dazu Kubanerin.
Speere gibt’s nicht, trainieren muss sie
trotzdem. Da hatte ihr Trainer die
Idee, fürs Training Stahlkugeln auszu-
geben. Weil nun aber selbst diese Ku-
geln Mangelware sind, übt Yanet Cruz
im Panamericana-Stadion von Havan-
na mit deaktivierten Handgranaten. In
Diktaturen ist Sport immer auch Ba-
taille. Granaten passen also ins Bild.
Olympiagold dürfte Yanet trotzdem
kaum erringen. Nicht wegen des
Übungsgeräts. Aber wegen Kraftlo-
sigkeit. Denn seit Wochen ist auch
Reis Mangelware in Kuba, ein Grund-
nahrungsmittel. Und Salz. Wieder
mal herrscht die ‹Periodo especial›,
Spezialperiode. Wann kommt der Tag,
da jemand richtige Granaten
schmeisst?»

Begegnung mit Yanet
Am Rande der Internationalen Buch-
messe im Februar 2011 ergab sich für
uns unverhofft die Gelegenheit, im
dem Messegelände nahegelegenen
«Estadio Panamericano» mit der
Athletin Yanet Cruz zusammen zu
treffen. Wir zeigen ihr, wie in der
Schweiz über sie und ihr Land ge-
schrieben wird. Die eher zurückhal-
tende Yanet reagiert verwundert, und
ihr Kommentar fiel entsprechend la-
konisch aus: «El está loco» (Der
spinnt), meint sie. Dann erklärt sie,
warum die Granatenattrappe verwen-
det wird: Mit ihrer Handlichkeit lässt
sich besser Schnelligkeit trainieren.
Und Kraftlosigkeit in Folge mangeln-
den Essens? Klar fehle immer mal

was – wie wohl andernorts auch–,
aber über ungenügende Ernährung
könne sie sich nicht beklagen. Und
übrigens, am nächsten Tag fände ein
Auswahlwettkampf für die ALBA-
Spiele statt. Da könne man sich einen
Eindruck von ihr und dem ganzen Ka-
der im Wettkampfeinsatz verschaffen.

Das lassen wir uns natürlich nicht
entgehen. Einen Tag später staunen
wir nicht nur über die vielen jungen
Talente, auch die Atmosphäre beein-
druckt uns. Eine einzige grosse
Sportlerfamilie, in der man sich ge-
genseitig anfeuert und so nebenbei
noch einen nationalen Rekord im
Stabhochsprung der Damen beklat-
schen kann. In verschiedenerlei Hin-
sicht herausragend sind aber ausge-
rechnet die Speerwerfenden; nicht zu
übersehen der amtierende Vize-
weltmeister Guillermo Martinez, ein
Kraftbündel der Extraklasse. Und
dann eben die angeblich so kraftlose
Yanet Cruz, Jugend-WM-Dritte 2005.
Die erst 23jährige Kubanerin wirft
den Speer – und stellt ihren persönli-
chen Rekord von 62,90m ein. Sie
wirft damit gute zehn Meter weiter als
die besten und bestens ernährten
Schweizerinnen...

Der Kolumnist der Aargauer Zei-
tung nennt seinen Beitrag: «Was für
eine Granate!» Und er fragt ungedul-
dig nach, wann in Kuba endlich mal
jemand richtige Granaten schmeisst.

Am Stand des Berliner Büro Buch-
messe in Havanna besuchte uns eine
deutsche Journalistin. Sie fragte aus-
gerechnet uns, ob wir glaubten, dass
es in Havanna bald losgehen würde
wie in Kairo oder Tunis. Die tatsächli-
chen Fakten interessieren nicht, der
reaktionäre Wunsch ist Vater des Ge-
danken. Und wenn man nichts verdre-
hen kann, wird auch gerne einfach
mal phantasiert. Zum Glück gibt es
aber auch eine Zeitung, in der man
aufdecken kann, wie sie das tun.

Der Autor wurde 1961 zum Priester ge-
weiht. 1961–1966 in Basel, 1967–1973 in
Malters, 1973–1989 im peruanischen
Hochland, 1989–2003 in Basel. Seit 2004
pensioniert.

Yanet Cruz, 2005 Jugend-WM-Dritte im Speerwerfen, mit ihrem Bild in der Aargauer
Zeitung. Foto S. Wanitsch.

Zulasten der Nahrungsmittelsicherheit

Jagd auf Agrarland
Landnahme durch Konzerne und
Staatsfonds geht oft zulasten der Nah-
rungsmittelsicherheit

Von Knut Henkel

Dieser Deal ist nur einer der spekta-
kulärsten in einer ganzen Reihe von
Verträgen, die weltweit in den letzten
Jahren zustande kamen. Land wird in
immer größerem Maßstab gehandelt.
Der Grund dafür liegt auf der Hand,
denn seit 2008 die Weltmarktpreise
für wichtige Agrarprodukte auf
Rekordmarken geklettert waren, ist
Ackerland bei Investoren en Vogue.
Das bestätigt auch eine Weltbank-Stu-
die. Die Käufer sind zumeist private
oder staatliche Fonds sowie andere In-
vestoren und Beteiligungsgesell-
schaften. Ein Ende dieses Trends ist,
so die Experten, nicht abzusehen.

Besonders weit fortgeschritten ist
der Ankauf von Acker- und Brachland
in Afrika. Zahlreiche Beispiele zei-
gen, dass dort der Zuckerrohranbau
für die Ethanolproduktion den Anbau
von Nahrungsmitteln verdrängt. Ro-
sig sind oft die Versprechen der Unter-
nehmen, wenn sie ihre Projekte in Ke-
nia, Uganda oder Madagaskar vorstel-
len. Doch in der Realität sieht es dann
oft anders aus. In Madagaskar führte
das «Land Grabbing» Anfang 2009
zum Sturz der Regierung: Präsident
Ravalomanana musste nach Protesten
aus der Bevölkerung zurücktreten.
Die Proteste waren wesentlich durch
das Pacht-Abkommen mit Daewoo
Logistics ausgelöst worden.

Ölpalmen werden auch in Kolumbi-
en angebaut – für die kosmetische In-
dustrie, aber auch für Biomasse-
Kraftwerke. Kolumbien ist mittler-
weile einer vier größten Palmöl-
exporteure der Welt. Dabei werden
die Landrechte der lokalen Bevölke-
rung immer wieder ignoriert, wie die
kolumbianische Juristin Judith
Maldonado Mojica erläutert. Auch
dies ist ein weltweites Phänomen,
denn immer wieder wird Land über
die Köpfe der Bevölkerung hinweg
verkauft oder verpachtet. Traditionel-
le Nutzungsrechte werden dabei eben-
so ignoriert wie kollektive Landtitel.

Gier nach Land
schafft Hunger
Agrarinvestitionen müssten verant-
wortlich sowie sozial und ökologisch
nachhaltig sein, meint die Weltbank.

Dies ist nach den Erkenntnissen von
Nichtregierungsorganisationen wie
FIAN oder «Brot für die Welt» aber in
aller Regel nicht der Fall. Durch In-
vestitionen in Viehweiden oder Plan-
tagen mit Ölpalmen gehen erfah-
rungsgemäss große Waldflächen ver-
loren, während ihr Beitrag zur Ar-
mutsminderung nur gering ist. Die
Gier nach Land schafft Hunger – eine
Tatsache, die nicht unter den Tisch
fallen sollte. Auch das belegt der Be-
richt der Weltbank, nur wird es nicht
immer so deutlich ausgesprochen.
Manche Experten hoffen nämlich auf
positive Effekte der Investitionen.

Quelle: ND (gekürzt)

Der Wettlauf um fruchtbare Acker-
flächen in Afrika, Asien und Latein-
amerika ist in den letzten Jahren zu
einem neuen Phänomen geworden.
Etliche Millionen von Hektar werden
mittlerweile alljährlich verkauft oder
verpachtet, um Agrarprodukte für den
Weltmarkt oder Biosprit zu produzie-
ren. Ein Phänomen, welches die Er-
nährung der Bevölkerung in vielen
Ländern bereits in Frage stellt.

Madagaskar ist nicht gerade ein
Land mit ausgedehnten Agrarflächen.
Jedes Jahr gehen auf der südost-
afrikanischen Insel durch Erosion et-
liche Tausend Hektar Anbaufläche
verloren, kritisieren lokale Agrarwis-
senschaftler. Gleichwohl entschloss
sich die Regierung in Antananarivo
im Juli 2008, gleich 1,3 Millionen
Hektar landwirtschaftliche Nutzflä-
che zu verpachten. Auf diesen
Äckern, die in etwa der Hälfte der
landwirtschaftlichen Nutzfläche Ma-
dagaskars entspricht, sollten fortan
Futtermais und Ölpalmen angebaut
werden. Pächter war Daewoo Logis-
tics aus Südkorea.
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Kritische Untersuchung medialer Gewalt

Killerspiele und Amokläufe

Grenzenlose Grausamkeit als Werbetrumpf

Zwei Games, «Dead Space 2» und «Bulletstorm» sowie der Film «Saw 7» (3D) überschreiten weitere Grenzen,
und zwar in Bezug auf Grausamkeit und Vermischung von Gewalt mit Pornographie («Bulletstorm»). Deutsch-
land greift ein und selbst in den USA lösen neue Videospiele heftige Diskussionen aus. In der Schweiz werden die
Produkte selbst Kindern und Jugendlichen abgegeben, und die Medien schweigen

Ziel in «Dead Space 2» sind die grausame Verstümmelung oder Ermordung von kranken Menschen. Instru-
mente dazu sind zum Beispiel Motorsägen und Flammenwerfer. Blut spritzt und abgetrennte Körperteile dienen
als Waffe. In einer Szene werden auch kahlköpfige und nackte Babies abgeschlachtet. Und all das wird mit
Spielerfolg bzw. Punkten belohnt.

In «Bulletstorm» wird die Schlächterei begleitet mit Begriffen harter Pornographie. Diese Vermischung von
grausamer Gewalt und Pornographie fördert aus der Sicht der Vereinigung gegen mediale Gewalt ein unerträgli-
ches Rollenbild bei Jugendlichen und jungen Männern.

Im Horrorfilm «Saw 7» hat der Zuschauer «dank» 3D den Eindruck, dass die herumfliegenden Eingeweide der
misshandelten Menschen direkt auf den Kinositzen landen. Der Drehbuchautor wehrte sich gegen Altersbe-
schränkungen mit der Aussage, ohne das junge Publikum seien die Produzenten wegen ungenügender Einnahmen
«fucked».

Die Vereinigung gegen mediale Gewalt fordert:
• Den Aufdruck von Warnungen auf Videospielen analog zur Praxis bei Tabakwaren: «Dieses Videospiel

verändert den Charakter ihres Kindes und führt zu aggressivem Verhalten».
• Die Erhebung einer Steuer auf dem Verkauf von Videospielen zur Finanzierung einer schweizerischen Auf-

klärungskampagne (analog Prävention Tabakkonsum).
• Die Schaffung einer eidgenössischen Medien-Zertifizierungsstelle gemäss der Petition von Pro Juventute

und der Standesinitiative des Kantons Bern.
• Die rasche Ausarbeitung neuer Bestimmungen im Strafgesetz, entsprechend der Standesinitiativen ver-

schiedener Kantone und der Motion Allemann.
Im Weiteren bittet die Vereinigung gegen mediale Gewalt alle Frauenverbände in der Schweiz, sich geeint

gegen die sexuelle Gewalt in Videospielen und Filmen zu wehren.
Vereinigung gegen mediale Gewalt, Postfach 323, 3074 Muri
E-Mail: info@vgmg.ch; http://www.vgmg.ch

Killerspiele und andere Formen von
Mediengewalt machen unsere Kinder
aggressiver. Ihre Fähigkeit zu Mitge-
fühl, Solidarität und ihre Friedens-
fähigkeit leiden. Wem das Töten im
Computer nicht ausreicht, greift zu
echten Waffen und zieht in den Krieg –
gegen Mitschüler und Lehrer zuerst.

Warum werden Killerspiele trotz
dieser Fakten immer wieder verharm-
lost? Tatsache ist, dass viele Medien-
konzerne Teil des Militärisch-Indus-
triellen Komplexes sind. Sie verherrli-
chen den Krieg, betreiben Geschichts-
fälschung, hetzen unsere Jugend ge-
gen «Schurkenstaaten» und «Feinde»
auf – und erzielen Milliardengewinne.

Dieses Buch zeigt auf, wie Sie als
Eltern und Erzieher Ihre Kinder ge-
gen die mediale Manipulation immu-
nisieren können. Wertevermittlung in
Familie und Schule ist notwendig –
und möglich!

Dipl.-Psych. Dr. Rudolf Hänsel ist
gemäss Buchcover ein «anerkannter
Experte auf dem Gebiet der Medien-
gewalt mit zahlreichen Buch- und
Zeitschriftenveröffentlichungen».

Kai Homilius Verlag Berlin 2011,
117 S., ISBN: 978-3-89706-400-3

Eine verharmlosende Ausstellung und ein kritisches Buch: Toni Mächtlinger
berichtet über zwei Begegnungen mit Killerspielen.

Von Antoinette Mächtlinger

Ich besuche die Ausstellung «Home –
Willkommen im digitalen Leben» im
Stapferhaus Lenzburg. In der ersten
Koje der Ausstellung läuft ein Kurz-
film. Ein freundlicher junger Bünd-
ner, ein Sportler und Bergler, spielt
und kommentiert einen Ego-Shooter.
Das ist ein Killerspiel, in dem der

Spieler die virtuelle Waffe direkt be-
dient. Die Landschaften wechseln,
das Geballer ist ohrenbetäubend, in
weiter Ferne fällt manchmal ein Feind,
der nicht klar zu erkennen ist. Wir
können ruhig sein: Wenn unser junger
Bündner getötet wird, macht ein Sani-
täter ihn wieder lebendig. Das erzählt
er nach dem Spiel, während er Apfel-
stücklein für sein Müesli schneidet.
So harmlos also sind Killerspiele.

Und so harmlos geht es weiter, in
der Ausstellung und im Katalog. Kri-
tische Stimmen gibt es nicht, sind
doch neue Medien schon immer zu
Unrecht verdammt worden, angefan-
gen beim Buchdruck, ja gar bei
Sokrates. Und ist doch das Leben
«Gier, Lust, Kampf» (Matthias Horx,
«einflussreichster Trend- und Zu-
kunftsforscher im deutschsprachigen
Raum»).

Ganz anders dann die Lektüre des
Buches «Game over – Wie Killer-
spiele unsere Jugend manipulieren»
von Rudolf Hänsel (siehe nebenan).
Im Gegensatz zum Ausstellungs-
katalog findet sich in diesem Taschen-
buch eine lange Liste kritischer Stim-
men, ja es handelt sich eigentlich um
eine kommentierte Auswahl der rele-
vanten Studien und Internet-Beiträge
bis 2010. Der Autor, Dr. Rudolf
Hänsel, ist Psychologe, war Instituts-
rektor an der Bayerischen Akademie
für Lehrerfortbildung und Leiter der
Staatlichen Schulberatungsstelle in
München. Sein Buch richtet sich «an
Eltern und Erzieher» (mit der weibli-
chen Form hat er es nicht so). Sein Stil
ist etwas altmodisch und betulich,
aber damit findet man sich gern ab
angesichts der Informationsfülle. An-
gesichts dieser Fülle fällt es aber auch
nicht leicht, sich auf das Wichtigste zu
beschränken. Versuchen wir’s!

Einleitung: Zahlen und Fakten.
Dass Killerspiele häufig militärischen
Ursprungs sind, wird am Beispiel
«Amerika’s Army» erläutert, das von
der US-Army als «Nachwuchs-För-
derungsmassnahme» in Auftrag gege-
ben wurde und von ca. drei  Milliar-
den Gamern weltweit gespielt wird.
Die wirtschaftliche Bedeutung der di-
gitalen Spielbranche wird am Beispiel
Nordrhein-Westfahlen aufgezeigt, wo
sie sich konzentriert und 4 200 Leute
beschäftigt. Zum Thema Suchtpo-
tential lesen wir nicht nur den ein-
drücklichen Erfahrungsbericht eines
Gymnasiasten, sondern erfahren auch
beunruhigende Zahlen (S.19).

ermöglicht, «Bilder von Lehrern und
Mitschülern auf die Gesichter der
Menschen zu projizieren, die man im
Spiel tötet.» ( S.35)

«Ultrarealistische Folterspiele im
Kinderzimmer» werden in den Kapi-
teln 3–5 einzeln vorgestellt. Hier mö-
gen zwei Zitate genügen. Das erste ist
dem «Offiziellen Lösungsbuch» zum
Spiel «Der Pate» entnommen: «(...)
‹Sizilianische Fackel› heisst das An-
zünden eines stehenden Menschen,
das geschilderte Verbrennen eines
Menschen im Ofen ‹Überhitzung›.
Das Töten eines knienden Menschen
durch einen Schuss ins Gesicht  wird
‹Gesichtsverlust› genannt» (S. 47).

Das zweite Zitat stammt von einem
Rezensenten, der das Spiel «Mad-
World» getestet  hat: «MadWorld will
provozieren. Madworld spuckt den
Pädagogen, den Kulturpessimisten
und dem Nanny State Blut ins Ge-
sicht. Und Madworld gibt den jungen
Männern von heute eine letzte Mög-
lichkeit, sich von ihren Eltern abzu-
grenzen» (S.70).

«Mut zur Erziehung»: Dazu wird in
den nächsten Kapiteln aufgefordert.
Nicht Verurteilung, sondern Aufklä-
rung der Kinder und Jugendlichen ist
das A und O, um sie vor «Medien-
verwahrlosung und sozialer Anste-
ckung mit dem Gewaltvirus zu schüt-
zen». Restriktive Massnahmen sollen
wohl angewendet, aber immer erklärt
werden. «Medienerziehung bedeutet,
die Kinder zu lehren, wie die Medien
arbeiten, wie Medien uns beeinflus-
sen können, vor allem die Art und
Weise, wie wir die Wirklichkeit wahr-
nehmen und Einstellungen entwik-
keln», so wird hier die Amerikanische
Akademie der Kinderärzte zitiert
(S.85). Man kann nicht früh genug
damit anfangen, denn heute verbrin-
gen in unserm Kulturkreis schon Kin-
der zwischen zwei und fünf Jahren im
Schnitt mehr als 32 Stunden pro Wo-
che vor dem Bildschirm (S.86), ob-
wohl die Hirnforschung seit Jahren
warnt, dass Mediengewalt die Gehirn-
entwicklung der Kinder schädigt
(S.90).  Der erste Schritt für Erzieher
ist: sich selbst informieren.

Vorstösse für ein Herstellungs- und
Vertriebsverbot besonders grausamer
Spiele werden im letzten Kapitel vor-
gestellt. Was die Schweiz betrifft,
wird die Studie von Pro Juventute und
der Schweizerischen Gesellschaft für
Völkerstrafrecht von 2008/9 erwähnt,
die untersucht, «ob und wie Compu-
terkriegsspiele das humanitäre Völ-
kerrecht berücksichtigen.» Trotz ein-
deutig negativer Ergebnisse wird kein

Blutbefleckte Spielkonsole. Foto flickr/96dpi

«Von der virtuellen zur realen Ge-
walt» heisst das erste Kapitel. Und es
geht gleich auf tutti. «Letzte Zweifel
beseitigt», lautet die Überschrift des
letzten Abschnitts. Hier wird eine
Metastudie vom März 2010 von For-
schern aus den USA und Japan vorge-
stellt, in der 130 Forschungsberichte
mit mehr als 130 000 Probanden aus
aller Welt analysiert worden sind und
die eindeutig belegen soll, «dass das
Spielen von gewalthaltigen Video-
spielen die Wahrscheinlichkeit er-
höht, dass aggressives Verhalten so-
wohl in kurzzeitigen wie auch in lang-
zeitigen Zusammenhängen auftritt»
(S.30).

Mut zur Erziehung
«Killerspiele und Amokläufe», so der
Titel des zweiten Kapitels. Die Unter-
suchungen, die zu diesem Thema ab
2002 (Dave Grossman) veröffentlicht
worden sind, sind relativ bekannt. We-
niger bekannt ist ein wichtiges Motiv,
das den Spielern suggeriert wird: «das
Gefühl, das Recht zu haben und die
Gerechtigkeit wieder herzustellen»
(S. 34). Und neueren Datums ist die
Technologie, die es den Jugendlichen

Verbot empfohlen, vielmehr ergeht an
die Hersteller die Aufforderung, «die
Regeln des Völkerrechts (...) im
Spielverlauf phantasievoll einzuset-
zen» (S.94). In diesem Kapitel wird
mehrfach betont, wie stark die Lobby
der milliardenschweren Hersteller-
kreise ist und wie Medienschaffende
und Wissenschafter sich vor deren
Karren spannen lassen. Der Autor gibt
der Hoffnung Ausdruck, dass sich,
wie in der Tabakindustrie, «die negati-
ven Wirkungen eines Produkts nicht
auf Dauer verheimlichen lassen, weil
sich auch die Menschen nicht auf
Dauer verdummen lassen.» So er-
scheint denn am Schluss unter dem
Titel «Die Schweizer Avantgarde» die
Motion von Evi Allemann (Vereini-
gung gegen mediale Gewalt VGMG;
siehe auch Kasten), die von National-
und Ständerat 2009/10 angenommen
wurde, als Hoffnungsschimmer. Der
Ball liege jetzt beim Bundesrat.

Ballern im Bundestag
Abgeordnete des Deutschen Bundes-
tages konnten Ende Februar 2011
Nachhilfe in Computer-Killerspielen
nehmen. Organisiert wurde die «In-
formationsveranstaltung» von der Ab-
geordneten Dorothee Bär (CSU). Bär
fand die Idee «hervorragend», Abge-
ordneten die virtuelle Welt der Video-
spiele näherzubringen. Nicht alle
Parlamentarier indes waren davon be-
geistert: «Wozu soll ich lernen, wie
man ein Killerspiel wie ‹Counter-
Strike› spielt?», fragt Hans-Peter Uhl,
innenpolitischer Sprecher der Uni-
onsfraktion. Uhl, der im Gegensatz zu
50 seiner Kolleginnen und Kollegen
der Baller-Party fernblieb, hatte nach
dem Amoklauf von Winnenden «ge-
eignete Massnahmen des Jugend-
schutzes» gefordert. Denn dort habe
sich erneut gezeigt, «dass der Täter im
Vorfeld seiner Tat sich intensiv mit so-
genannten Killerspielen» wie
CounterStrike beschäftigt habe. «Ge-
schmacklos» fand auch Hardy Scho-
ber, Sprecher des «Aktionsbündnisses
Amoklauf Winnenden», die Aktion
im Bundestag. Schober, der bei der
Bluttat in Winnenden vom März 2010
seine 15jährige Tochter Jana verlor,
sagte: «Ich fühle mich von Politikern
verhöhnt, die bei einer Party gegen-
einander antreten, um zu lernen, wie
man virtuell tötet». (Quelle: Spiegel
8/2011/dpa)

In Kürze
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Fr. 14 068 000 000.–
Von 1975–2010 exportierte
die Schweiz gemäss offizieller
Statistik des Bundes für ins-
gesamt 14,068 Milliarden
Franken Kriegsmaterial. Zu ei-
nem grossen Teil gingen diese
Ausfuhren an Krieg führende
Staaten, in Spannungsgebiete,
an menschenrechtsverletzende
Regimes und an arme Länder
in der Dritten Welt in denen
Menschen hungern.

Kriegsmaterialexporte 2010:

Beihilfe zum Mord
Die Neutralität, das Kriegsmaterialgesetz und die Kriegsmaterialverordnung
wurden durch den grössten Teil der Schweizerischen Rüstungslieferungen des
vergangenen Jahres erneut krass verletzt.

Von Heinrich Frei

Die Schweiz exportierte im letzten
Jahr für 640,5 Millionen Franken
Kriegsmaterial (2009: 727,7 Mio. Fr.)
Abnehmer von helvetischen Rüs-
tungsgütern waren auch 2010 wieder
Staaten, die in Afghanistan und in Pa-
kistan Krieg führen: die USA etwa,
Deutschland und andere Nato-Mit-
glieder. Gute Kunden der Schweizer
Rüstungsindustrie waren aber auch
Regimes im Pulverfass des Nahen Os-
tens, wie das Menschenrechte mit den
Füssen tretende feudalistische Saudi-
Arabien. Auch anderen Ländern, in
deren Kerkern gefoltert wird oder in
denen Menschen im schrecklichen
Elend leben und hungern, lieferte die
Eidgenossenschaft wieder Waffen.
Fazit: Die Neutralität, das Kriegs-
materialgesetz und die Kriegs-
materialverordnung wurden durch
den grössten Teil der Rüstungs-
lieferungen des vergangenen Jahres
erneut krass verletzt.

Pilatus Militär-Flugzeuge:
kein Kriegsmaterial?
In den Zahlen der Kriegsmaterialex-
porte, die der Bund veröffentlicht, ist
der Export von militärischen Trai-
ningsflugzeugen und von Dual-use
Gütern nicht enthalten (Dual-use Gü-
ter können sowohl zivil wie militä-
risch genutzt werden). Militärische
Trainingsflugzeuge unterstehen nur
dem Güterkontrollgesetz. Laut dem
Geschäftsbericht der Pilatus AG in
Stans wurden im November 2009 von
der Luftwaffe der Vereinigten Arabi-
schen Emirate (VAE) 25 Trainings-
flugzeuge Typ PC-21, inkl. Simulato-
ren und Logistikunterstützung für 500
Millionen Franken bestellt. Die Aus-
lieferung soll in diesem Jahr begin-
nen.

Pilatus Flugzeuge kamen immer
wieder in Kriegen zum Einsatz, in
Burma, Guatemala, dem Irak, im
Tschad usw. Viele Menschen verloren
bei Angriffen von Pilatus-Flugzeugen
ihr Leben. So setzte die irakische
Luftwaffe bei Giftgaseinsätzen in
Halabja 1988 auch Pilatus-Flugzeuge
ein. Bei dem Angriff fanden bis zu
5‘000 Menschen einen qualvollen
Tod.

70 Professoren gegen
Kriegsmaterialexporte
70 Experten in Völkerrecht und Straf-
recht kritisierten im vorletzten Jahr
die Kriegsmaterialexporte. Sie ge-
langten im Oktober 2009 in einem of-
fenen Brief an Bundesrätin Doris
Leuthard, sowie an die Direktion für
Völkerrecht im Aussendepartement
von Bundesrätin Micheline Calmy-
Rey an die Öffentlichkeit. Die Profes-
soren bemängelten, wie die seit De-
zember 2008 geltende revidierte
Kriegsmaterialverordnung gehand-
habt werde. Insbesondere kritisierten
sie die Auslegung des Artikels, wo-
nach ein Exportverbot für Länder gilt,
die «in einen internen oder internatio-
nalen bewaffneten Konflikt verwi-
ckelt» sind. Würde dies umgesetzt,
hielten die Professoren fest, dürften
etwa weder nach Deutschland noch in
die USA Rüstungsgüter geliefert wer-
den, denn diese Nationen seien in Af-
ghanistan und im Irak an Kriegen be-
teiligt.

Als einer von drei Erstunterzeich-
nern des Briefes der Rechtsgelehrten
exponierte sich Marco Sassòli, Pro-
fessor für internationales öffentliches
Recht an der Universität Genf. Sassòli
sagte: «Ausgerechnet die Schweiz,
die sich so für das humanitäre Völker-
recht engagiert, manipuliert beim Ex-

port von Kriegsmaterial einen zentra-
len Begriff des humanitären Völker-
rechts, die Schweiz halte auch ihre ei-
genen Vorgaben nicht ein.»

Dient Rüstungsindustrie
der Landesverteidigung?
Begründet werden Waffenexporte, die
nach der Kriegsmaterialverordnung
mehr als fragwürdig sind, mit Art. 1
des Kriegsmaterialgesetzes. Dort ist
zu lesen: «…dabei soll in der Schweiz
eine an die Bedürfnisse ihrer Landes-
verteidigung angepasste industrielle
Kapazität aufrechterhalten werden
können.» Dazu ist zu sagen, dass die
grössten Produzenten von Rüstungs-
gütern heute in der Schweiz ausländi-
sche Konzerne sind, das deutsche Un-
ternehmen Rheinmetall (früher Oer-

likon-Bührle) und der US-Rüstungs-
gigant General Dynamics, dem die
Firma Mowag in Kreuzlingen gehört.
Diese Firmen arbeiten hauptsächlich
nicht für die Schweizer Armee, son-
dern vor allem für den Export. Gene-
ral Dynamics ist der fünftgrösste
Rüstungsproduzent der Erde und
Rheinmetall der 32-grösste. Die Pro-
duzenten von Waffen in der Schweiz
stellen Kriegsgeräte auch nicht auto-
nom her, sie sind abhängig von vielen
Zulieferfirmen aus dem Ausland.
Auch die bundeseigenen Rüstungs-
betriebe, die RUAG, können ihre «in-
dustrielle Kapazität» nur aufrechter-
halten dank zahlreichen Zulieferun-
gen aus dem Ausland. Die RUAG
steht an 84. Stelle in der Rangliste der
grössten Rüstungsproduzenten, laut
dem Stockholm International Peace
Research Institute (SIPRI).

Mit Vorliebe werden beide
Kriegsparteien beliefert
Die Schweizer Rüstungsindustrie ist
dem Sinne nach «neutral»: Sie belie-
fert mit Vorliebe beiden Kriegs-
parteien Waffen. Sowohl der Iran wie
der Irak waren gute Kunden der CH-
Todesindustrie, wie auch Pakistan
und Indien, die dreimal gegen
einander Krieg führten. Laut dem
Stockholm International Peace Re-
search Institute (SIPRI) verkaufte die
Schweiz von 1977 bis 2009 Pakistan
für 856 Millionen US Dollar Kriegs-
material. Den Todfeind Pakistans, In-
dien, bediente die Schweiz in dieser
Periode, laut SIPRI, sogar mit Kriegs-

material im Werte von 1‘575 Millio-
nen US Dollar.

Rheinmetall in der Schweiz machte
Rüstungsgeschäfte auch mit China,
wie aus den Statistiken von SIPRI er-
sichtlich ist. Von 1997-2006 sind Ex-
porte nach China von 80 Millionen
US Dollar Kriegsmaterial aus der Eid-
genossenschaft aufgeführt, (Es han-
delte sich um Lizenzen für Flieger-
abwehrkanonen, laut einem Brief von
Bundesrätin Doris Leuthard vom 16.
Oktober 2007)

Heute sind auch die ehemaligen
Ostblockstaaten Kunden der Schwei-
zer und westeuropäischen Rüstungs-
industrie, sogar Russland. Laut der
Nachrichtenagentur Ria Novosti vom
9. Februar dieses Jahres baut der deut-
sche Technologie- und Rüstungs-
konzern Rheinmetall AG jetzt an der
Wolga ein Ausbildungszentrum für
die russische Armee. Die Ausbil-
dungsstätte soll auf dem Gelände des
Schiessplatzes Mulini im Gebiet
Nischni Nowgorod entstehen. Das
Zentrum soll den modernsten Anfor-
derungen entsprechen und beliebige
taktische Situationen auf dem Ge-

fechtsfeld simulieren können. Russ-
land wurde 2010 schon von der
Schweiz Kriegsmaterial geliefert, un-
ter der Rubrik KM3, Munition für
512‘063 Franken.

RUAG an Waffenmesse
in Abu Dhabi
Während in Nordafrika und im Nahen
Osten Aufstände und ein Krieg in Li-
byen im Gange sind, und auch der
Gazastreifen noch abgeriegelt ist, be-
teiligte sich die RUAG, die subventio-
nierten Rüstungsbetriebe des Bundes
an der Waffenmesse IDEX 2011 in
Abu Dhabi.

Die RUAG pries im «Swiss Pavil-
lon» Munition aller Art an, «die bes-
ten Handgranaten der Welt», ein «Up-
grade» für Panzerhaubitzen M-109,
das für «für viele Jahre Feuerkraft auf
dem neusten Stand der Technik» bie-

tet. Oder den 120-mm Minenwerfer
«Bighorn». Der Ruag Werbespot
dazu: «Das Schlachtfeld der Zukunft
verlangt leichte und eine einsetzbare
Feuerunterstützung.» Auch 37 andere
Schweizer Firmen präsentierten an
dieser Kriegsmesse ihre Produkte:
Mowag (General Dynamics), Rhein-
metall, Andair, Crypto AG, Vectronic
AG, Swissarms, Aimpoint AB, usw. –
Die RUAG produziert auch Kriegs-
material in Deutschland, Schweden,
Österreich und Ungarn.

Offizialdelikt
Beihilfe zu Mord und Totschlag sind
Offizialdelikte. Bei Offizialdelikten
muss kein Strafantrag eingereicht
werden, der Täter oder die Täterin
muss von Amtes wegen verfolgt wer-
den. Nicht aber, wie es scheint, im
Krieg, wenn mit Schweizer Waffen
getötet wird. Eigentlich wären Waf-
fenexporteure und ihre Helfershelfer
in Politik und Wirtschaft strafrecht-
lich verantwortlich für ihr Tun. Sie
hätten keinen Freipass für ihre Tätig-
keit. Auch für sie würde Art. 25 des
Schweizerischen Strafgesetzbuches

gelten, nämlich Delikte wie Beihilfe
zum Mord, zu vorsätzlicher Tötung,
zu schwerer Köperverletzung und zu
schwerer Sachbeschädigung. Gehilfe
bei solchen Straftaten, die unter Arti-
kel 25 des Strafrechts fallen, ist auch
derjenige welcher «zu einem Verbre-
chen oder zu einem Vergehen vorsätz-
liche Hilfe leistet», wer also auch
«vorsätzlich in untergeordneter Stel-
lung die Vorsatztat eines andern för-
dert». Diese Verbrechen sind, laut Ar-
tikel 75 bis des Strafgesetzbuches,
sogar unverjährbar.

Mit Schweizer Waffen, Bomben
und Munition wurde und wird in
Kriegen getötet. Kriegsmaterialexport
ist Beihilfe zum Mord, auch wenn der
Bundesrat diesen Geschäften den Se-
gen gibt. (Siehe auch «Die Strafrecht-
liche Verantwortlichkeit von schweiz.
Kriegsmaterialexporteuren» Lizen-
ziatsarbeit bei Prof. Dr. G. Jenny von
Reto Locher, September 2000 und Ar-
tikel in der Zeitschrift Plädoyer 5/05)

Waffen für das fundamen-
talistische Saudi-Arabien
Die Firma Rheinmetall in Zürich ver-
kaufte Saudi-Arabien auch in diesem
Jahr wieder Fliegerabwehrkanonen
und Munition, wieder wie im letzten
Jahr für rund 132 Millionen Franken.
Saudische Truppen sind kürzlich in
Bahrein einmarschiert und interve-
nierten mit Infanterie, Panzern und
Kampfflugzeugen auch schon in Je-
men. Nach Pakistan lieferte die
Schweiz für 32 Millionen Franken
Waffen, trotz dem Krieg in der Grenz-

region zu Afghanistan. Im Frühling
2009 hat der Bundesrat zwar be-
schlossen, Ägypten, Pakistan und
Saudi-Arabien im Moment keine
neuen Bewilligungen für die Ausfuhr
von Kriegsmaterial zu erteilen. Zuläs-
sig sollen aber die Ausfuhr von Muni-
tion sowie von Ersatzteilen für
Kriegsmaterial bleiben, dessen Ex-
port bereits früher bewilligt worden
ist, heisst es. Bewilligt wurden nach
Saudi-Arabien 2006 der Export von
20 Fliegerabwehrsystemen inklusive
Munition im Wert von 375 Millionen
Franken.

Munitionslieferungen
trotz Krieg
Am 23. März 2005 hatte der Bundes-
rat beschlossen, Gesuche für die Aus-
fuhr von Kriegsmaterial an die Türkei
wieder zu bewilligen. Dieses Land
steht aber immer noch im Krieg. Tür-
kische Streitkräfte bekämpfen nicht
nur im eigenen Land Aufständische,
sondern verfolgen und bombardieren
auch im Nordirak kurdische Rebellen.
Ganz abgesehen von der Diskriminie-
rung und Unterdrückung der kurdi-
schen Bevölkerung in der Türkei
selbst, einer Ethnie, die laut der Euro-
päischen Gemeinschaft etwa 15–20
Millionen Menschen umfasst. Trotz-
dem bewilligte der Bund im letzten
Jahr Kriegsmaterialexporte von 9,4
Millionen Franken nach der Türkei.
Für über eine Million Franken Muni-
tion und Munitionsbestandteile für
Waffen jeglichen Kalibers (Kategorie
KM 3) und für rund acht Millionen
Franken «Bomben, Torpedos, Rake-
ten, Flugkörper».

Ghadhafi-Regime
aufgerüstet
Schweizer Unternehmen rüsteten
auch das Ghadhafi-Regime auf.
Schweizerische Unternehmen liefer-
ten Bunker- und Festungstechnik,
Stahlhelme, Chiffriergeräte, Munition
und Atomtechnik nach Libyen. Selbst
beim Export ganzer Giftgas-Fabriken
nach Libyen in den 80er und 09er Jah-
ren spielten Schweizer Firmen eine
tragende Rolle. (Tages Anzeiger
11.03.11)

500‘000 Lehrer oder
Krankenschwestern
Der Förderverein Neue Wege
in Somalia ist seit 1994 in So-
malia tätig. Ein Lehrer in der
Primarschule und eine Kran-
kenschwester im Ambulatori-
um der Neuen Wege verdienen
rund 100 Franken im Monat.
Mit den 640,5 Millionen Fran-
ken der Kriegsmaterialexporte
des Jahres 2010 könnte man in
Somalia also etwa 500‘000
Lehrer oder Krankenschwes-
tern ein Jahr lang beschäfti-
gen. (www.nw-merka.ch)

Illustrationen: gsoa.ch
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CIA-Projekt «Hexenmeister»

Mord as usual

Patrice Lumumba
Nach tagelanger schwerer Fol-
ter wurde Patrice Lumumba,
der erste Ministerpräsident
der unabhängigen Republik
Kongo (heute Demokratische
Republik Kongo) am 17. Janu-
ar 1961 im afrikanischen
Busch ermordet.

Der damals 35-jährige Be-
gründer der Kongolesischen
Nationalbewegung (MNC),
galt vielen als Todfeind, denn
er war zum Gesicht des afrika-
nischen Kampfes für die Unab-
hängigkeit, gegen die imperia-
listische Ausbeutung des Kon-
tinents geworden. Er blieb es
auch nach seinem Tod. Jean
Paul Sartre erkärte seinerzeit:
«Nachdem er tot ist, hört Lu-
mumba auf, eine Person zu
sein. Er wird zu ganz Afrika.»

Die politische Verantwor-
tung Belgiens und der USA für
den Mord ist unübersehbar.
Die Rolle Washingtons be-
leuchtet Horst Schäfer in unse-
rem Beitrag. Der Autor war elf
Jahre lang DDR-Korrespon-
dent in den USA und ist u.a.
Verfasser des Buches «Im Fa-
denkreuz: Kuba – 50 Jahre US-
Staatsterrorismus».

Schäfers Artikel erschien
zuerst im «Neuen Deutsch-
land». Der Nachdruck erfolgt
mit seinem Einverständnis.

Lawrence Devlin, der Chef der CIA-Station in Brüssel, wurde im Juli 1960 drin-
gend in Leopoldville gebraucht. Zehn Tage, nachdem Kongo am 30. Juni seine
Unabhängigkeit von der Kolonialmacht Belgien erkämpft hatte, packte der CIA-
Mann in aller Eile seine Koffer und übernahm – getarnt als Konsul der US-
Botschaft – das CIA-Büro in Leopoldville, heute Kinshasa. Er sollte im Auftrag
seiner Regierung das »Project Wizard« (Hexenmeister) umsetzen, einen Plan,
den auch die belgische Regierung verfolgte: die Beseitigung Patrice Lumumbas.

Von Horst Schäfer

Präsidenten Joseph Kasavubu, Lu-
mumba trotz seines grossen Rück-
halts im kongolesischen Parlament zu
entlassen. Doch das reichte Washing-
ton noch nicht. Nach einem Staats-
streich am 14. September durch
Devlins Vertrauten Oberst Joseph-
Desire Mobutu war Lumumba ge-
zwungen, sich unter den Schutz der
UN-Truppen zu stellen.

Fortan liefen die verdeckten Opera-
tionen gegen »Big Brother« – das
CIA-Codewort für Lumumba – auf
vollen Touren. Richard Bissell, Direk-
tor für verdeckte Operationen, beauf-
tragte seinen «Spezialisten für wis-
senschaftliche Fragen», Sidney Gott-
lieb, mit den Vorbereitungen für die
Bluttat. Mordspezialist Gottlieb,
Doktor der Biochemie, machte seinen
Chef darauf aufmerksam, dass die
CIA Zugang zu tödlichen biologi-
schen Giften hat, die für solche Zwe-
cke hervorragend geeignet seien. Der
Wissenschaftler bezeugte 1975 vor
dem Senatsausschuss, sein Vorgesetz-
ter habe ihm mitgeteilt, es bestehe
«Anweisung von höchster Autorität,
diese Art Operation durchzuführen».

Der Senatsausschuss stellte fest,
Gottlieb habe eine Liste von biologi-
schen Giften durchgesehen, «die in
den Einrichtungen der chemischen
Abteilung der US-Armee in Fort
Detrick/Maryland vorhanden und die
geeignet waren, Krankheiten hervor-
zurufen, die die Person entweder töten
oder so schwerwiegend beeinträchti-
gen, dass sie unfähig zu jeder Aktion
ist». Er wählte ein Gift aus, «das eine
Seuche hervorrufen sollte, die in jener
Gegend Afrikas zu Hause war und die
tödlich sein konnte». Auf der Liste
hätten noch «sieben oder acht Materi-
alien» gestanden, so Gottlieb, darun-
ter die Auslöser von Hasenpest, Bru-
cellose, Tuberkulose, Antrax, Pocken
und der Schlafkrankheit.

«... um USA-Rolle
völlig zu verbergen»
Der CIA-Giftmischer packte ausser-
dem ein Päckchen mit Zusatzgeräten
wie Nadeln für Injektionsspritzen,
Gummihandschuhe und Gesichtsmas-
ken, «die nötig waren für den Umgang
mit diesem ziemlich gefährlichen
Stoff». Gift und Geräte schickte er mit
dem diplomatischem Kurier an die
Botschaft der USA in Leopoldville
und machte sich ebenfalls auf die Rei-
se.

In Leopoldville unterwies Gottlieb
den CIA-Stationschef im Gebrauch
des Giftes, das nur in irgendeine Sub-
stanz injiziert werden müsse, «die mit
seinem (Lumumbas) Mund in Berüh-
rung kommt, ob Lebensmittel oder
Zahnbürste». Als die Durchführung
der Operation Mord fehlschlug, weil
der V-Mann keinen Zugang zu
Lumumba fand, die CIA-Führung
aber auf Beseitigung Lumumbas
drängte, forderte Devlin Verstärkung
an. Ausserdem verlangte er, «eine
hochwirksame Waffe ausländischen
Fabrikats mit Teleskop und Schall-
dämpfer» im diplomatischen Gepäck
mitzugeben und schrieb: «Jagd hier
gut, wenn Lichtverhältnisse stimmen.
Werde... Waffe im Büro behalten, bis
Jagdsaison eröffnet.»

Am 22. September weist ein neues
Telegramm aus Washington an: «Falls
Unterstützung nötig, Agent aus drit-

Der vor 50 Jahren ermordete Patrice Lumumba und sein Kontinent Afrika. Ausschnitt
aus einem Poster von Alfredo Rostgaard, Kuba 1972.

Am 27. Juli 1960 führte die erste Aus-
landsreise des 35 Jahre alten Kämp-
fers gegen den Kolonialismus und
bisher einzigen demokratisch gewähl-
ten Ministerpräsidenten Kongos nach
Washington. Kurz zuvor hatte der
Interessenvertreter Belgiens und der
USA in der Provinz Katanga (heute
Shaba), Moise Tshombé, die an Bo-
denschätzen reiche Region abgespal-
ten. Die UNO stationierte 20 000 Sol-
daten in Kongo – was allerdings nicht
Lumumba und den Kongolesen half,
sondern die Interessen der USA flan-
kierte. Schon wenige Tage nach dem
Besuch in Washington wurde auf ei-
ner Beratung von Aussenministerium,
Pentagon und CIA erstmals «die Fra-
ge der Ermordung Lumumbas aufge-
worfen». Das bezeugte der stellvertre-
tende US-Aussenminister Douglas
Dillon vor einem Sonderausschuss
des Senats, der 1975 einige Verbre-
chen der CIA untersuchte.

Im Bericht des Ausschusses, auf
den sich dieser Artikel stützt, wird der
Mordplan auf 67 eng bedruckten Sei-
ten in allen Details dokumentiert.
Dazu gehörten der Mordbefehl von
Präsident Eisenhower, CIA-Mord-
werkzeuge wie tödliches Gift und
Spezialgewehre, das Entsenden von
Killerkommandos sowie Hundert-
tausende Dollar zum Kauf kongolesi-
scher Politiker und des Parlaments.

Dulles: «Ein Castro oder
noch schlimmer»
CIA-Chefagent Devlin alias Victor
Hedgman alarmierte seine Regierung
am 18. August 1960 in einem Tele-
gramm an CIA-Direktor Allen Dulles:
«Möglicherweise nur noch wenig Zeit
für Aktionen, um neues Kuba zu ver-
hindern.» Dulles hatte aber bereits auf
den zwei vorhergehenden Beratungen
des Nationalen Sicherheitsrats (NSC)
gewarnt: «In Gestalt Lumumbas sind
wir mit einer Person konfrontiert, die
ein Castro ist oder noch schlimmer.»
Zu der Zeit – Mitte 1960 – hatte die
CIA im Auftrag der Regierung schon
begonnen, die Mordanschläge auf Fi-
del Castro und die Invasion in der
Schweinebucht vorzubereiten.

Präsident Dwight Eisenhower äu-
sserte – ebenfalls am 18. August – vor
dem NSC den dringlichen Wunsch,
Lumumba zu beseitigen. Nach einer
Sitzung der CIA mit Eisenhowers
Sicherheitschef Gordon Gray erhielt
Devlin in Leopoldville am 26. August
1960 ein Telegramm von Alan Dulles,
der die «Machtergreifung der Kom-
munisten» beschwor und erklärte:
«Folgerichtig entscheiden wir, dass
seine (Lumumbas) Beseitigung drin-
gendes und erstrangiges Anliegen ist
und unter den gegenwärtigen Bedin-
gungen hohe Priorität unter unseren
geheimen Operationen haben muss.»

Die CIA reagierte prompt. Am
5. September veranlasste sie Kongos

tem Land für Operation benutzen, um
USA-Rolle völlig zu verbergen.» Die-
ser Hinweis, die Spuren der USA
beim geplanten Mord unkenntlich zu
machen, ist in mehreren Telegrammen
und Aussagen von CIA-Offiziellen zu
finden. Am besten wäre es, so erklär-
ten Zeugen vor dem Senatsausschuss
die US-Strategie, wenn man Lumum-
ba durch seine eigenen Landsleute er-
morden lassen könnte.

Im Oktober 1960 wurde schliess-
lich Michael Mulroney, stellvertreten-
der Chef der CIA-Abteilung für ver-
deckte Operationen, beauftragt, dem
CIA-Stationschef behilflich zu sein.
Seine Mission, Lumumba aus dem
Gewahrsam der UN zu locken und
seinen Todfeinden zuzuspielen, war –
stellte der Senatsausschuss fest – von
der US-amerikanischen Politik ge-
deckt.

Lapidar, aber deutlich:
«Danke für Patrice»
Um seinen Entführungsplan verwirk-
lichen zu können, forderte Mulroney
die sofortige Entsendung von Sonder-
agent QJ/WIN an, ein – so der Senats-
ausschuss – «Ausländer mit kriminel-
lem Hintergrund, der in Europa für
die CIA-Tätigkeit rekrutiert worden
war». Zu den Aufgaben von QJ/WIN
gehörte es, geeignete Personen unter
den kongolesischen und UN-Wachen
zu infiltrieren und «umzudrehen».
Auf diese Weise wollte die CIA end-
lich Zugang zum Haus Lumumbas ge-
winnen und entweder seine Entfüh-
rung und die Übergabe an seine Fein-
de oder aber die ursprünglich geplante
Beseitigung erreichen.

Ein weiterer CIA-Helfer bei diesem
Komplott war der Agent WI/ROGUE.
Der «Glücksritter und ehemalige
Bankräuber» wurde von der CIA vor
dem Einsatz mit Gesichtsplastik und
Toupet versehen, «damit Reisende aus
Europa ihn nicht erkennen». Zwi-
schen diesen beiden CIA-Killern, die
sich nicht kannten, jedoch im selben
Hotel wohnten, kam es zu einem be-
merkenswerten Vorfall: Agent WI/
ROGUE versuchte, wie der CIA-Sta-
tionschef aufgebracht an Washington
kabelte, den Agenten QJ/WIN für sein
«Hinrichtungskommando» anzuheu-
ern. Aus CIA-Berichten geht hervor,
dass beide später oft gemeinsam Auf-
träge übernommen haben.

Am 27. November 1960 verliess
Lumumba unter bisher nicht ganz ge-
klärten Umständen die Schutzhaft der
UN-Truppen. Mehrere Indizien deu-
ten darauf hin, dass die CIA ihre Hän-

de im Spiel gehabt haben könnte und
Mulroney seinen Auftrag, Lumumba
aus dem Gewahrsam der UN zu lo-
cken, erfüllen konnte. Am 17. Januar
1961 wurde Patrice Lumumba angeb-
lich von Kongolesen und im Beisein
von Belgiern ermordet. Kurz darauf
übermittelte der CIA-Chef in Elisa-
bethville (heute Lubumbashi), dem
Sitz der Separatistenregierung voon
Moise Tshombé, ein Telegramm nach
Washington, das der US-Senatsaus-
schuss als «ungewöhnlich» bezeich-
nete. Darin hiess es lapidar, aber ein-
deutig: «Danke für Patrice.»

«Konsul» Devlin wurde ab 1963 er-
neut gebraucht. Als Chef der CIA-
Station in Laos leitete er den «gehei-
men Krieg» gegen die kommunisti-
sche Befreiungsbewegung Pathet Lao.
1974 wirkte er wieder in Kongo – als
Vertreter des weltgrössten Diaman-
tenkonzerns De Beers Diamond...
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